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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
mit dem das Gewerbliche Sozialversiche­
rungsgesetz geändert wird (3. Novelle zum 

Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, 
BGBl.Nr.560/1978, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBl.Nr.684/1978 und BGBl.Nr.531/1979· wird 
geändert wie folgt: 

1. § 2 Abs.l Z.3 hat zu lauten: 
,,3. die zu Geschäftsführern bestellten Gesellschaf­

ter einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
sofern diese Gesellschaft Mitglied einer der in Z.1 
hezeichneten Kammern ist und diese Personen nicht 
hereits aufgrund ihrer Beschäftigung als Geschäfts­
führer der Pflichtversicl;terung in der Pensionsversi­
cherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungs­
g,esetz unterliegen oder aufgrund dieser Pflichtversi­
cherung Anspruch auf Kranken- oder Wochengeld 
aus der Krankenversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz haben, auch wenn dieser 
Anspruch ruht, oder auf Rechnung eines Versiche­
nmgsträgers Anstaltspflege erhalten oder in einem 
Genesungs-, Erholungs- oder Kurheim oder in einer 
Sonderkrankenanstalt untergebracht sind oder 
Anspruch auf Ersatz der Pflegegebühren gemäß § 131 
oder § 150 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset­
zes einem Versicherungsträger ·gegenüber haben." 

. 2. Im § 4 Abs.2 ist der Punkt am Schluß der Z.2 
durch einen Strichpunkt zu ersetzen; folgendes ist 
anzufügen: 

,,3. Personen, die nach dem Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetz 

a) in der Krankenversicherung pflichtversichert 
sind oder 

b) Anspruch auf Kranken- oder Wochengeld 
haben, auch wenn dieser Anspruch ruht, 

c) auf Rechnung eines Versicherungsträgers 
Anstaltspflege erhalten oder in einem Gene-

sungs-, Erholungs- oder Kurheim oder in einer 
Sonderkrankenanstalt untergebracht sind oder 

d) Anspruch auf Ersatz der Pflegegebühren gemäß 
§ 131 oder § 150 des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes einem Yersicherungsträger 
gegenüber haben; 

4. Personen, die nach § 1 Abs.l 2.1 bis 7 des 
Beamten- Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 
in der Krankenversicherung pflichtversichert sind, 

. oder die Mitgliedschaft zu einer Krankenfürsorgeein-
richtung eines öffentlich-rechtlichen Dienstgebers 
besitzen; 

5. Personen, die gemäß § 68 des Kriegsopferversor­
gungsgesetzes 1957, BGBl.Nr.152, oder gemäß § 47 
des Heeresversorgungsgesetzes, BGBl.Nr.27/1964, 
als Empfänger einer Zusatzrente, einer Witwenbei­
hilfe oder einer Elternrente (§§ 35, 36, 44 und 45 des 
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. §§ 33, 35 
und 43 des Heeresversorgungsgesetzes) in der 
Krankenversicherung pflichtversichert sind." . 

3. § 5 wird aufgehoben. 

4. § 6 Abs.2 hat zu lauten:. 
,,(2) Wurde ein Antrag auf Zuerkennung einer 

Pension (Ubergangspension) gestellt, deren Bezug die 
Krankenversicherung nach § 3 Abs.l begründet, und 
liegt kein Ausnahmegrund vor, so hat der Versiche~ 
rungsträger zu prüfen, ob die Zuerkennung der 
Pension wahrscheinlich ist. Trifft dies zu, so hat er 
,eine Bescheinigung darüber auszustellen, daß die 

. Krankenversicherung vorläufig mit dem Tage des 
voraussichtlichen Pensionsanfalles beginnt. Eine 
solche Bescheinigung ist mit det gleichen Rechtswir­
kung und unter den gleichen Voraussetzungen auch 
auszustellen, wenn der Pensionswerber im Leistungs­
streitverfahren eine Klage beim Schiedsgericht bzw. 
eine Berufung beim Oberlandesgericht Wien einge­
bracht hat. Die Bescheinigung ist dem Pensionswer­
ber zuzustellen. Die Ausstellung oder die Ablehnung 
der Bescheinigung kann durch ein Rechtsmittel nicht 
angefochten werden." 

5. § 7 Abs.l Z.6 zweiter Satz hat zu lauten: 
"Die vorläufige Krankenversicherung (§ 6 Abs.2) 
endet spätestens mit der Zustellung des abweisenden 
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Pensions bescheides bzw. mit der rechtskräftigen 
Beendigung des Leistungsstreitverfahrens." 

6. Dem § 26 sind folgende Abs.3 bis 5 anzufügen: 
,,(3) übt ein nach den Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes in der Pensionsversicherung Pflicht­
versicherter auch eine oder mehrere Erwerbstätigkei­
ten aus, die 

1. die Pflichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setz oder 

2. die Pflichtversicherung in der Pensiohsversiche­
rung nach dem Freiberuflichen-Sozialversicherungs­
gesetz oder 

3. die Pflichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setz und nach dem Freiberuflichen-Sozialversiche­
rungsgesetz begrü,nden, so sind bei Ermittlung der 
Beitragsgrundlage nach diesem Bundesgesetz die 
Vorschriften des § 25 Abs.5 bzw. des § 236lit.a nicht 
anzuwenden. 

(4) Erreicht in den Fällen des Abs.3 Z.1 die Summe 
aus der durchschnittlichen monatlichen Beitrags­
grundlage im Sinne des § 242 Abs.2 und 4 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes und aus der 
Beitragsgrundlage nach § 25 Abs.1 bis 4 nicht den 
Betrag nach § 25 Abs.5 bzw. nach § 236 lit.a, so ist 
Beitragsgrundlage nach diesem Bundesgesetz der 
Unterschiedsbetrag zwischen der durchschnittlichen 
monatlichen Beitragsgrundlage nach dem Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz und dem Betrag nach 
§ 25 Abs.5 bzw. nach § 236 lit.a. 

(5) Erreicht in den Fällen des Abs.3 Z.2 und 3 die 
Summe aus der Beitragsgrundlage nach § 25 Abs.1 
bis 4 dieses Bundesgesetzes, aus der Beitragsgrund­
lage nach dem Freiberuflichen-Sozialversicherungsge­
setz und aus der' durchschnittlichen monatlichen 
Beitragsgrundlage im Sinne des § 242 Abs.2 und 4 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes nicht den in 
Betracht kommenden Betrag nach § 25 Abs.5, so sind 
die Beitragsgrundlage nach § 25 Abs.1 bis 4 dieses 
Bundesgesetzes und die Beitragsgrundlage nach dem 
Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz verhältnis­
mäßig entsprechend dem Anteil der maßgeblichen 
Einkünfte aus diesen versicherungspflichtigen 
Erwerbstätigkeiten soweit zu erhöhen, bis die Summe 
aller Beitragsgrundlagen den in Betracht kommenden 
Betrag nach § 25 Abs.5 ergibt. Für die Ermittlung 
dieser Erhöhung ist der Betrag nach § 25 Abs.5 Z.2 
heranzuziehen, wenn er auch nur in einer der 
beteiligten Pensionsversicherungen anzuwenden war. 
Beitragsgrun4lage nach diesem Bundesgesetz und 
nach dem Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz 
ist der anteilsmäßig erhöhte Beitrag." 

7.a) § 27 Abs.4 dritter Satz hat zu lauten: 
"In diesem Fall ist der Beitrag bis zur Vorlage des 
entsprechenden Einkommensnachweises vorläufig 
aufgrund der für die Beitragsgrundlage des vorange­
gangenen Kalenderjahres maßgebenden Einkünfte 
unter Bedachtnahme auf § 25 Abs.2 zu bemessen, 

wobei die Beitragsgrundlage nach § 25 Abs.5 bzw. 
§ 236 lit.a nicht unterschritten und die Beitragsgrund­
lage nach § 25 Abs.6 Z.2 nicht überschritten werden 
darf. In den Fällen des § 127a ist auf § 26 Abs.3 
entsprechend Bedacht zu nehmen." 

b) Dem § 27 ist ein Abs.7 mit nachstehendem 
Wortlaut anzufügen: 

,,(7) Solange eine durchschnittliche monatliche 
Beitragsgrundlage im Sinne des § 242 Abs.2 und 4 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes nicht fest­
gestellt werden kann, ist in den in Betracht 
kommenden Fällen des § 26 Abs.4 und 5 der 
Bemessung der Beiträge nach diesem Bundesgesetz 
vorläufig ein Betrag zugrunde zu legen, der sich in 
Anwendung des § 25 Abs.1 bis 4 unter Bedachtnahme 
auf die glaubhaft gemachten allgemeinen Beitrags­
grundlagen nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz zuzüglich der Sonderzahlungen (§ 49 
Abs.2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) 
ergibt." ' 

8. § 33 Abs.5 hat zu lauten: 
,,(5) Die Beitragsgrundlage ist ab l.Jänner einer 

jeden Jahres mit dem Faktor zu vervielfachen, der 
sich aus der Teilung der Höchstbeitragsgrundlage 
dieses Jahres durch die Höchstbeitragsgrundlage des 
vorangegangenen Jahres ergibt. Der vervielfachte 
Betrag ist auf volle Schilling zu runden. Dieser Betrag 
darf jedoch die jeweils in Betracht kommende 
Mindestbeitragsgrundlage (§ 25 Abs.5 bzw. § 236 
lit.a) nicht unterschreiten und die Höchstbeitrags­
grundlage (§ 25 Abs.6 Z.2) nicht überschreiten." 

9. § 35 Abs.3 erster Satz hat zu lauten: 
"Werden die Beiträge nicht innerhalb von elf Tagen 
nach der Fälligkeit eingezahlt, so sind von diesen 
rückständigen Beiträgen Verzugszinsen in der sich 
nach § 59 Abs.1 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes jeweils ergebenden Höhe zu entrich­
ten." 

10. § 35a Abs.2 hat zu lauten: 
,,(2) Findet in einem Kalenderjahr eine Ermittlung 

von Beitragsgrundlagen nach § 127a Abs.1 Z.1 und 2 
nicht statt, weil die Summe der allgemeinen 
Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz den 
360fachen Betrag der. Höchstbeitragsgrundlage in 
dieser Pensionsversicherung und die Summe der 
Sonderzahlungen (§ 49 Abs.2 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes) den 60fachen Betrag der 
Höchstbeitragsgrundlage in dieser Pensionsversiche­
rung erreicht oder überstiegen hat, so sind für dieses 
Kalenderjahr Beiträge zur Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz nicht zu entrichten." 

11. § 37 Abs.3 hat zu lauten: 
,,(3) Vor Ausstellung eines Rückstandsausweises ist 

der rückständige Betrag einzumahnen. Die Mahnung 
wird durch Zustellung eines Mahnschreibens (Post­
auftrages) vollzogen, in dem der Beitragsschuldner 
unter Hinweis auf die eingetretene Vollstreckbarkeit 
aufgefordert wird, den Beitragsrückstand binnen zwei 
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Wochen, von der Zustellung an gerechnet, zu 
bezahlen. Ein Nachweis der Zustellung des Mahn­
schreibens ist nicht erforderlich; bei Postversand wird 
die Zustellung des Mahnschreibens am dritten Tag 
nach der Aufgabe zur Post vermutet. Im Falle einer 
Mahnung hat der Versicherungsträger eine Mahnge­
bühr von 0,5 v.H. des eingemahnten Beitragsrück­
standes, mindestens jedoch 5 S und höchstens 500 S 
vorzuschreiben. Die Mahngebühr wird mit der 
Zustellung des Mahnschreibens (Vorweisung des 
Postauftrages) fällig." 

12. § 57 Abs.l Einleitung hat zu lauten: 

"Ein Anspruch auf Geldleistungen aus der Kranken­
versicherung gemäß § 85 Abs.2 lit.a und auf 
Gddleistungen aus der Pensionsversicherung aus dem 
be'treffenden Versicherungsfall steht nicht zu" 

13. Im § 60 Abs.6 hat der erste Satz zu entfallen. 
14. Im § 61 hat der letzte Satz zu entfallen. 
15. Nach § 61 ist ein § 61a mit nachstehendem 

Wortlaut einzufügen: 

"Zusammentreffen eines Pensionsanspruches aus 
eigener Pensionsversicherung mit einem Anspruch 
auf Krankengeld aus der Allgemeinen Sozialversi-

cherung 

§ 61a. (1) Fällt während der ersten drei Tage einer 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, für die gemäß 
§ 138 Abs.l des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
sc!tzes Anspruch auf Krankengeld nicht besteht, oder 
während der Dauer des Anspruches auf Krankengeld 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz ein 
P'ensionsanspruch nach diesem Bundesgesetz aus 
eigener Pensionsversicherung des Versicherten an 
oder lebt eine Pension aus einem der Versicherungs­
fälle des Alters wieder auf, so ruht der Pensionsan­
spruch für die weitere Dauer des Krankengeldanspru­
ches sowie für die Dauer des Ruhens des 
Krankengeldanspruches nach § 143 Abs.1 Z.2 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit dem 
Betrag des Krankengeldes. Das Ruhen des Pensions­
anspruches tritt auch dann ein, wenn die Pension 
während der Dauer des Ruhens (§ 143 Abs.l Z.2 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes), der Ver­
wirkung (§ 88 Abs.1 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes) oder Versagung (§ 142 des Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetzes) des Krankengeldan­
spruches die/Pension anfällt oder wiederauflebt. 

(2) Das Ruhen des Pensionsanspruches erfaßt den 
Grundbetrag vor den anderen Pensionsbestandtei­
ten." 

16. § 62 hat zu lauten: 

"Gemeinsame Bestimmungen für das Ruhen von 
Pensionsansprüchen 

§ 62. (1) Bei der Anwendung der §§ 60 und 61a 
sind die Pensionen mit dem Hilflosenzuschuß und 
den Zuschlägen, jedoch ohne die besonderen 
Steigerungsbeträge für die Höherversicherung (§ 141) 
und die Kinderzuschüsse heranzuziehen. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für die Anwendung 
mehrerer der in Abs.l angeführten Ruhensbestim­
mungen vor, so sind diese in der Reihenfolge § 61a 
und § 60 anzuwenden; bei der Anwendung des § 61a 
ist das . Krankengeld nur mehr mit dem Betrag 
heranzuziehen, um den es den in der Unfallversiche­
rung gemäß § 90a des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes ruhenden Rentenanspruch übersteigt. 

(3) Auf Höherversicherungspensionen gemäß § 141 
Abs.2 sind die Bestimmungen der §§ 60, 61 und 61a 
nicht anzuwenden." 

17. § 64 Abs.2 hat zu lauten: 
,,(2) Die Herabsetzung einer Pension wird, wenn 

der Herabsetzungsgrund in der Wiederherstellung 
oder Besserung des körperlichen oder geistigen 
Zustandes des Pensionisten oder seines Kindes (§ 128 
Abs.2· Z.2) gelegen ist, mit dem Ablauf des 
Kalendermonates wirksam, der auf die Zustellung des 
Bescheides folgt, sonst mit dem Ende des Kalender­
monates, in dem der Herabsetzungsgrund eingetreten 
ist." . 

18. Dem § 71 sind als Abs.3 und 4 anzufügen: 
,,(3) Ist im Zeitpunkt des Todes des Anspruchsbe­

rechtigten eine fällige Geldleistung aus der Pensions­
versicherung noch nicht ausgezahlt, ist die Aufrech­
nung nach Abs.1 Z.l, 2 und 4 ohne Begrenzung bis 
zur vollen Höhe der noch nicht ausgezahlten 
Geldleistung zulässig. 

(4) Entsteht durch eine rückwirkende Zuerkennung 
oder Erhöhung einer Leistung aus einer Pensionsver­
sicherung ein überbezug an Zuschlägen gemäß § 139 
Abs.5 bzw. §145 Abs.4, so ist dieser überbezug 
gegen die Pensionsnachzahlung aufzurechnen. Dies 
gilt auch dann, wenn Anspruchsberechtigter auf die 
Pensionsnachzahlung der (die) im gemeinsamen 
Haushalt lebende Ehegatte (Ehegattin) ist." 

19. § 76 Abs.5 hat zu lauten: 
,,(5) Das Recht auf Rückforderung nach Abs.l 

besteht im Falle des Todes des Anspruchsberechtigten 
gegenüber allen Personen, die zum Bezug der noch 
nicht erbrachten Leistungen berechtigt sind, soweit 
sie eine der im § 77 Abs.l bezeichneten Leistungen 
bezogen haben." 

20. § 83 Abs.2 Z.5 hat zu lauten: 
,,5. die Pflegekinder, wenn sie vom Versicherten 

unentgeltlich verpflegt werden oder das Pflegever­
hältnis auf einer behördlichen Bewilligtmg beruht." 

21. Nach § 89 ist ein § 89a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

"Sonstige Maßnahmen zur Erhaltung der Volksge­
sundheit 

§ 89a. (1) Der Versicherungsträger hat unbeschadet 
seiner sonstigen gesetzlichen Aufgaben. sowie nach 
Maßgabe der in der gesonderten Rücklage gemäß 
§ 216 Abs.3 vorhandenen Mittel sonstige Maßnahmen 
zur Erhaltung der Volksgesundheit durchzuführen. 
§ 132c des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
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gilt, soweIt lffi folgenden nichts anderes bestimmt 
wird, entsprechend. 

(2) Die im Zusammenhang mit den Maßnahmen 
zur Erhaltung der Volksgesundheit entstehenden 

. Fahrtkosten sind nach Maßgabe der Bestimmungen 
des § 103 Abs.6 zu ersetzen." 

22. Im § 103 Abs.6 zweiter Satz ist der Ausdruck 
"mit den Gesundenuntersuchungen" durch den 
Ausdruck "mit den Gesundenuntersuchungen und 
den Maßnahmen zur Erhaltung der Volksgesundheit" 
zu ersetzen. 

23. § 115 Abs.3 zweiter Satz hat zu lauten: 
"EinFali besonderer Härte ist insbesondere dann 
anzunehmen, wenn dem Versicherten ansonst ein 
Nachteil in seinen versicherungs rechtlichen Verhält­
nissen erwächst, der unter Berücksichtigung seiner 
Familien- und Einkommensverhältnisse von wesentli­
cher Bedeutung ist, und der Versicherte seine 
Anmeldung zur Versicherung nicht vorsätzlich 
unterlassen hat, oder wenn die rechtzeitige Beitrags­
entrichtung infolge unverschuldet eingetretener 

. ungünstiger wirtschaftlicher Verhältnisse des Versi-
cherten unterblieben ist." . 

24. § 116 Abs.7 erster Satz hat zu lauten: 
"Als Ersatzzeiten gelten ferner die Zeiten, in denen 
nach Vollendung des 15.Lebensjahres eine inländische 
öffentliche oder mit dem Offentlichkeitsrecht ausge­
stattete mittlere Schule mit mindestens zweijährigem 
Bildungsgang, eine höhere Schule, Akademie oder 
verwandte Lehranstalt oder eine inländische Hoch­
schule bzw. Kunstakademie oder Kunsthochschule in 
dem für die betreffende Schul(Studien)art vorge­
schriebenen normalen Ausbildungs(Studien)gang 
besucht wurde, oder eine Ausbildung am Lehrinstitut 
für Dentisten in Wien oder nach dem Hochschulstu­
dium eine vorgeschriebene Ausbildung für den 
künftigen" abgeschlossene Hochschulbildung erfor­
dernden Beruf erfolgt ist, sofern nach dem Verlassen 
der Schule bzw. der Beendigung der Ausbildung eine 
sonstige Versicherungszeit nach diesem Bundesgesetz 
vorliegt; hiebei werden höchstens ein Jahr des 
Besuches des Lehrinstitutes für Dentisten in Wien, 
höchstens zwei Jahre des Besuches einer mittleren 
Schule, höchstens drei Jahre des Besuches einer 
höheren Schule, Akademie oder verwandten Lehran­
stalt, höchstens zwölf Semester des Besuches einer 
Hochschule, einer Kunstakademie oder' Kunsthoch­
schule und höchstens sechs Jahre der vorgeschriebe­
nen Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene 
Hochschulbildung erfordernden Beruf berücksich­

. tigt, und zwar jedes volle Schuljahr, angefangen von 
demjenigen, das im Kalenderjahr der Vollendung des 
15.Lebensjahres begonnen hat, mit acht Monaten, 
gerechnet ab dem in' das betreffende Schuljahr 
fallenden l.November, jedes Studiensemestermit vier 
Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende 
Semester fallenden 1.0ktober bzw. 1.März, und die 
Ausbildungszeit mit zwei Drittel ihrer Dauer, 
zurückgerechnet vom letzten Ausbildungsmonat. " 

25. Nach § 117 sind ein § 117a und ein § 117b mit 
folgendem Wortlaut einzufügen: 

"Feststellung von Versicherungszeiten der Pen­
sionsversicherung 

§ 117a. Der Versicherte ist berechtigt, frühestens 
zwei Jahre vor Vollendung eines für eine Leistung aus 
einem Versicherungsfall des Alters maßgebenden 
Lebensalters beim Versicherungsträger einen Antrag 
auf Feststellung der Versicherungszeiten zu stellen. 
Für die AntragsteIlung ist § 113 Abs.2 entsprechend 
anzuwenden. 

Rückwirkende Herstellung des gesetzlichen 
Zustandes bei der Feststellung von Versiche­

rungszeiten der Pensionsversicherung 

§ 117b. Ergibt sich nachträglich, daß die Feststel­
lung von Versicherungszeiten gemäß § 117a bescheid­
mäßig infolge eines wesentlichen Irrtums über den 
Sachverhalt oder eines offenkundigen Versehens zum 
Nachteil des Versicherten unrichtig war, so ist mit 
Wirkung vom Tage der Auswirkung des Irrtums oder 
Versehens der gesetzliche Zustand herzustellen." 

26. § 122 Abs.3 hat zu lauten: 
,,(3) Die Bemessungszeit umfaßt die nach Abs.2 in 

Betracht kommenden Beitragsmonate und Ersatzmo­
nate nach § 116 Abs.1 Z.1." 

27. § 123 Abs.1 hat zu lauten: 
,,(1) Wenn der Versicherungsfall nach Vollendung 

des 55.Lebensjahres eintritt und es für den Leistungs­
werber günstiger ist, tritt anstelle der Bemessungs­
grundlage gemäß § 122 nach Maßgabe des Abs.3 die 
Bemessungsgrundlage nach Vollendung des 
55.Lebensjahres, sofern der Stichtag gemäß § 113 
Abs.2 nach dem Bemessungszeitpunkt gemäß Abs.2 
Z.1 liegt." 

28. § 127a Abs.1 und 2 haben zu lauten: 
,,(1) Obt ein nach den Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes in der Pensionsversicherung Pflicht­
versicherter auch eine Erwerbstätigkeit aus, die die 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz begrün­
det,' so sind 

1. die durchschnittliche monatliche Beitragsgrund­
lage im Sinne des § 242 Abs.2 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes uin sechs Siebentel der 
Beitragsgrundlagenach diesem Bundesgesetz und 

2. die gemäß § 242 Abs.4 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes zu berücksichtigenden 
Sonderzahlungen um ein Siebentel der Beitragsgrund­
lage nach diesem Bundesgesetz zu erhöhen~ 

(2) Die nach Abs.l Z.1 ermittelte Beitragsgrundlage 
darf den 30fachen Betrag der Höchstbeitragsgrund­
lage in der Pensionsversicherung nach dem Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz, der nach Abs.1 Z.2 
ermittelte Betrag darf den Betrag nach § 54 Abs.1 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes nicht über­
steigen." 

q 
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29. § 127b Abs.1 hat zu lauten: 
,,(1) überschreitet in einem Beitragsmonat die nach 

§ 127a Abs.l Z.1 ermittelte Beitragsgrundlage den 
30fachen Betrag der Höchstbeitragsgrundlage in der 
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz bzw. in einem Kalenderjahr der 
nach § 127a Abs.l Z.2 ermittelte Betrag den Betrag 
nach § 54 Abs.l des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes, so sind dem Versicherten die Beiträge 
nach Maßgabe des Abs.2 zu erstatten." 

30. § 129 Abs.6 hat zu lauten: 
,,(6) Für Maßnahmen der Rehabilitation und der 

G-esundheitsvorsorge (Abschnitt IV) sind 
a) Versicherte jener Pensionsversicherung z~gehö­

rig, in der sie zuletzt versichert waren; war ein 
Versicherter zuletzt in mehreren Pensionsversi­
cherungen versichert, dann gilt für die Feststel­
lung der Zugehörigkeit die Reihenfolge des 
AbsA lit.b; 

b) Pensionisten jener Pensionsversicherung zuge­
hörig, aus der ihnen der Pensionsanspruch 
zusteht. 

Ist ein Pensionist gleichzeitig Versicherter, so gilt er 
für die Feststellung der Zugehörigkeit in der 
Rehabilitation und der Gesundheitsvorsorge als 
Versicherter. " 

31. § 150 Abs.1 und 2 haben zu lauten: 
,,(1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der 

Bestimmungen des Abs.2 

a) Für Pensionsberechtigte aus eigener 
Pensionsversicherung, 
aa) wenn sie mit dem Ehegatten (der 

Ehegattin) im gemeinsamen Haus-
halt leben ................... 5316 S, 

bb) wenn die Voraussetzungen nach 
aa) nicht zutreffen ............ 3 703 S, 

b) für Pensionsberechtigte . auf Witwen-
(Witwer)pension ................. 3 703 S, 

c) für ~ensionsberechtigte auf Waisen­
pensIOn: 
aa) bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres ... : ......... 1 383 S, 
falls beide Elternteile verstorben 
sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 078 S, 

bb) nach Vollendung des 24. Lebens-
jahres ...................... 2 456 S, 
falls beide Elternteile verstorben 
sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 703 S .. 

Der Richtsatz nach lit.a erhöht sich um 398 S für jedes 
Kind (§ 128), dessen Nettoeinkommen den Richtsatz 
für einfach verwaiste Kinder bis zur Vollendung des 
24.Lebensjahres nicht erreicht. 

(2) An die Stelle der Richtsätze und der 
Richtsatzerhöhung gemäß Abs.l treten ab l.Jänner 
'eines jeden Jahres, erstmals ab l.Jänner 1982, die 
unter Bedachtnahme auf § 51 mit dem Anpassungs­
lfaktor (§ 47) vervielfachten Beträge." 

32. Dem § 151 Abs.1 ist folgender Satz 
anzufügen: 
"Der so festgestellte Betrag vermindert sich jedoch in 
dem Ausmaß, in dem das dem Verpflichteten 
verbleibende Nettoeinkommen den Richtsatz gemäß 
§ 150 Abs.l lit.b unterschreitet." 

33.' §171 hat zu lauten: 

"Pension und Maßnahmen der Gesundheitsvor­
sorge 

§ 171. Der Anspruch auf Pension wird unbeschadet 
eines allfälligen Ruhens nach,den §§ 60, 61 oder 61a 
durch die Unterbringung des Erkrankten in einer der 
im § 169 Abs.2 genannten Einrichtungen nicht 
berührt. Familien- und Taggeld nach § 170 werden 
Pensionisten aus eigener Versicherung (ausgenomme­
nen Pensionsberechtigte, die in der Pensionsversiche­
rung pflichtversichert sind oder deren Pension gemäß 
§ 60 Abso4 oder § 61a ruht) nicht gewährt." 

34. Dem § 183 Abs.l ist folgender Satz 
anzufügen: 
"Die Verpflichtung zur gegenseitigen Hilfe bezieht 
sich auch auf die übermittlung von Daten im Sinne 
des § 3 des Datenschutzgesetzes im automationsun­
terstiitzten Datenverkehr zwischen den Versiche­
rungsträgern, die zur Durchführung des Melde- und 
Beitragsverfahrens, zur Erbringung von Leistungen 
sowie zur Durchsetzung von Ersatzansprüchen 
notwendig sind." . 

35. Im § 185 Abs.3 erster Satz ist der Ausdruck 
"Anspruch auf Pension (einschließlich allfälliger 
Zulagen und Zuschläge)" durch. den Ausdruck 
"Anspruch auf Pension (einschließlich allfälliger 
Zulagen und Zuschläge, ausgenommen jedoch die 
Zuschläge gemäß § 139 Abs.5 und § 145 Abso4)" zu 
ersetzen. 

36. Im § 193 Zo4 ist der Ausdruck "Untersuchun­
gen gemäß den §§ 88 und 89" durch den Ausdruck 
"Untersuchungen bzw. Maßnahmen gemäß den 
§§ 88, 89 und 89a" zu ersetzen. 

37.a) § 197 Abs.6 hat zu lauten: 
,,(6) Bedienstete eines Versicherungsträgers und des 

Hauptverbandes der österreichischen Sozialversiche­
rungsträger sowie Personen, die aufgrund einer von 
ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit mit diesen Stellen 
in regelmäßigen geschäftlichen Beziehungen stehen, 
ferner Personen, über deren Vermögen der Konkurs 
oder das Ausgleichsverfahren eröffnet ist, sind von 
der Entsendung in das Amt eines Versicherungsver­
treters ausgeschlossen." 

b) § 197 Abs.7 hat zu entfallen. 

38.a) Im § 198 Abs.5 zweiter Satz hat der Ausdruck 
"zeitweilig" zu entfallen. 

b) Dem § 198 Abs.6 ist folgender Satz anzufügen: 

"Bis zur Bestellung des neuen Mitgliedes gilt Abs.5 
zweiter Satz entsprechend." 
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39.a) In der überschrift des § 200 ist nach dem 
Ausdruck "Versicherungsvertretern" der Ausdruck 
,,(Stellvertretern)" anzufügen. 

b) Im § 200 Abs.1 ist jeweils nach dem Ausdruck 
"Versicherungsvertreter" der Ausdruck ,,(Stellvertre­
ter)" einzufügen. 

c) Im § 200 Abs.l Z.4 ist der Ausdruck "wichtiger . 
Grund" durch den Ausdruck "wichtiger persönlicher 
Grund" zu ersetzen. 

d) Im § 200 Abs.l ist der Punkt am Ende der Z.4 
durch einen Strichpunkt zu ersetzen; als Z.5 ist 
anzufügen: 

,,5. wenn einer der im § 197 Abs.6 genannten 
Ausschließungsgründe eingetreten ist." 

e) Im § 200 Abs.l hat der letzte Satz zu lauten: 
"Vor der Enthebung des Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) gemäß Z.4 oder 5 ist die zur 
Entsendung berufene Stelle anzuhören." . 

f) Im § 200 Abs.2, 3 und 5 ist jeweils nach dem 
Ausdruck "Versicherungsvertreter" der Ausdruck 
,,(Stellvertreter)" einzufügen. 

g) Im § 200 Abs.4 ist nach dem Ausdruck 
"Versicherungsvertreters" der Ausdruck ,,(Stellver­
treters)" einzufügen. 

h) Dem § 200 ist ein Abs.7 mit folgendem Wortlaut 
anzufügen: 

,,(7) Von einer Enthebung (Abs.l bis 3) ist die 
Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen, die die 
entsendeberechtigte Stelle zur Entsendung eines 
neuen Versicherungsvertreters (Stellvertreters) aufzu­
fordern hat." 

40.a) Im § 207 Abs.l erster Satz ist der Ausdruck 
"oder Einrichtungen" durch den Ausdruck ,,(ständi­
gen Ausschüssen)" zu ersetzen. 

b) Im § 207 Abs.3 ist der Ausdruck "andere 
Mitglieder der geschäftsführenden Verwaltungskör­
per" durch den Ausdruck "andere Versicherungsver­
treter in den geschäftsführenden Verwaltungskör­
pern" zu ersetzen. 

41. § 218 Abs.l Z.4 hat zu lauten: 
,,4. in Spareinlagen, die nach den Bestimmungen 

des§ 230a ABGB zur Anlegung von Mündelgeld 
geeignet sind." 

42.a) Im § 237 ist der Ausdruck "für die 
Geschäftsjahre 1979 und 1980" durch den Ausdruck 
"für das Geschäftsjahr 1981" zu ersetzen. 

b) Dem § 237 ist folgender Satz anzufügen: 
"Zuführungen an die Liquiditätsreserve ~ind für das 
Geschäftsjahr 1981 nicht vorzunehmen." 

43. § 245 hat zu lauten: 

"Gesonderte Rücklage 

§ 245. Der Versicherungsträger hat abweichend 
von den Bestimmungen, des § 216 Abs.3 im 
Geschäftsjahr 1981 

a) 1 v.H. der Erträge an Versicherungsbeiträgen in 
der Krankenversicherung, ausgenommen die 
Beiträge zur Zusatzversicherung (§ 31), an die 
Pensionsversicherung zu überweisen und 

b) die Aufwendungen der Jugendlichen- und 
Gesundenuntersuchungen einschließlich der 
Kosten für die Errichtung und den Betrieb der 
hiezu erforderlichen eigenen Einrichtungen 
bzw. der Bereitstellung entsprechender Ver­
tragseinrichtungen aus der gesonderten Rück­
lage zu bestreiten, soweit sie 1 v.H. der Erträge 
an Versicherungsbeiträgen im Sinne der lit.a 
übersteigen. Erreichen diese Aufwendungen 
nicht 1 v.H. an Versicherungsbeiträgen, ist der 
Unterschiedsbeitrag der gesonderten Rücklage 
zuzuführen; hiebei sind die Erträge an Versi­
cherungsbeiträgen um die gemäß § 447f Abs.5 
. des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zu 
leistenden überweisungen zu vermindern. 

Die überweisungen nach lit.a sind monatlich in der 
Höhe eines Zwölftels des voraussichtlichen Gesamt­
betrages zu bevorschussen. Der Ausgleich ist 
innerhalb der ersten fünf Monate des folgenden 
Kalenderjahres vorzunehmen." 

Artikel 11 

übergangsbestimmungen 
(1) Für die Berechnung der Verzugszinsen für 

rückständige Beiträge gemäß § 35 Abs.3 des Gewerb­
lichen Sozialversicherungsgesetzes ist bis zur Erlas­
sung einer Verordnung im Sinne des § 59 Abs.l des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes Art. VI 
Abs.6 der 35:Novelle zum Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetz, BGBl.Nr .... , entsprechend anzuwen­
den. Das gleiche gilt für rückständige Beiträge aus 
Kalendermonaten, die vor dem 1.Jänner 1981 liegen, 
soweit sie in diesem Zeitpunkt nicht bereits 
vorgeschrieben sind. 

(2) Die Bestimmungen des § 227 Abs.2 und 3 und 
des§ 228 der Bundesabgabenordnung, BGBl.Nr.194/ 
1961, in der vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
vom 19.3.1980, BGBI.Nr.151, geltenden Fassung sind 
für Mahnverfahren nach § 37 Abs.3 des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes, die bis zum Ende des 
Kalenderjahres 1980 eingeleitet wurden, sinngemäß 
anzuwenden. 

(3) Die Bestimmungen des § 57 Abs.l des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes in der 
Fassung des Art.! Z.12 gelten auch für Versicherungs­
fälle, die vor dem 1.Jänner 1981 eingetreten sind. 

(4) Die Bestimffiungen des § 61a des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art.! 
Z.15 sind auch auf Pensions ansprüche anzuwenden, 
deren Stichtag voJ;" dem 1.Jänner 1981 liegt. 

(5) Die Bestimmungen des § 116 Abs.7 bzw. des 
§ 122 Abs.3 bzw. des § 123 Abs.l des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art.! 
Z.24 bzw. Z.26 bzw. 2.27 sind nur auf Versiche-
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rungsfälle anzuwenden, in denen der Stichtag nach 
dem 31.Dezember 1980 liegt. 

(6) Personen, die am 31.Dezember 1980 in der 
Pensionsversicherung weiterversichert sind oder als 
weiterversichert gelten und die in dem nach dem 
30.November 1980 und vor dem l.]änner 1991 
gelegenen Zeitraum das Anfallsalter für eine Leistung 
aus einem Versicherungsfall des Alters erreichen oder 
b.!i denen in diesem Zeitraum der Versicherungsfall 
der dauernden Erwerbsunfähigkeit eintritt, können 
auf Antrag für die in die Bemessungszeit fallenden 
Zeiten der freiwilligen Versicherung, die vor dem 
l.Jänner 1981 gelegen sind und für die Beiträge von 
einer gemäß § 33 Abs.3 des Gewerbli~hen Sozialversi­
cherungsgesetzes herabgesetzten Beitragsgrundlage 
entrichtet wurden, die Beiträge von der gemäß § 33 
Abs.1, und 2, 4 und 5 des Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetzes in Betracht kommenden Beitrags­
grundlage wirksam (§ 118 des Gewerblichen Sozial­
versicherungsgesetzes ) entrichten. 

(7) Die Bestimmungen des § 71 des Gewerblichen 
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes in der 
am 31.Dezember 1978 in Geltung gestandenen 
Fassung sind - soweit es für den Leistungswerber 
günstiger ist - auf Antrag auf jene Fälle anzuwenden, 
in denen der Stichtag (§ 113 Abs.2 des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes ) nach dem 31.Dezem­
ber 1978 und vor dem l.Jänner 1980 gelegen ist. Die 
Rechtskraft bereits ergangener Entscheidungen steht 
dem nicht entgegen. 

Artikel 111 

Schlußbestim~ungen 

(1) Art.III Abs.2 der 2.Novelle zum Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz, BGBl.Nr.53111979, hat zu 
lauten: 

,,(2) Soweit nach den Bestimmungen des Gewerbli­
(:hen Sozialversicherungsgesetzes Einheitswerte land­
(forst)wirtschaftlicher Betriebe heranzuziehen sind, 
sind hiebei Änderungen dieser Einheitswerte anläß­
lieh der Hauptfeststellung (§ 20 des Bewertungsgeset­
zes 1955, BGBl.Nr.148) zum l.]änner 1979 für die 
Zeit vor dem l.Jänner 1982 nicht zu berücksichti­
gen~" 

(2) Personen, die am 31.Dezember 1979 gemäß § 4 
Abs.3 Z.2 des Gewerblichen Sozialversicherungsge-

'setzes in der an diesem Tag in Geltung gestandenen 
Fassung von der Pflichtversicherung in der Pensions­
versicherung ausgenommen waren, sind auf Antrag 
von der Pflichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsge­
setz zu befreien, wenn der Antrag bis 31.Dezem­
ber 1981 bei der Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft gestellt wird. Die Befreiung 
gilt rückwirkend ab I.Jänner 1980 für die Dauer des 
Bestandes der Voraussetzungen für die seinerzeitige 
Ausnahme von der Pflichtversicherung. 

(3) Den von der Pflichtversicherung nach Abs.2 
befreiten Personen sind die von ihnen für Zeiträume 
nach ihrer Befreiung zur Pflichtversicherung in der 
Gewerblichen Selbständigen -Pensionsversicherung 
entrichteten Beiträge zu erstatten. Mit der Erstattung 
der Beiträge verlieren die zurückgelegten Versiche­
rungszeiten jegliche Wirksamkeit. Die Erstattung von 
Beiträgen ist ausgeschlossen, wenn aus der Versiche­
rung vor der Geltendmachung der Erstattung eine 
Leistung aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung 
gewährt worden ist und diese Beiträge auf Bestand 
bzw. Umfang dieses Leistungsanspruches von Ein­
fluß waren. 

'Artikel IV 

Inkrafttreten 
(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgenden 

nichts anderes bestimmt wird, ·am l.]änner 1981 in 
Kraft. 

(2) Die Bestimmungen des Art.! Z.6, 7Iit.b, 10,28 
und 29 treten rückwirkend mit dem l.Jänner 1980 in 
Kraft. 

Artikel V 

Vollziehung 
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 

hinsichtlich der Bestimmungen des § 89a des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes in der 
Fassung des Art.! Z.21 der Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für soziale Verwaltung, hinsicht­
lich aller. übrigen Bestimmungen der Bundesminister 
für soziale Verwaltung betraut. 
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Erläuterungen 

Der Entwurf einer 35.Novelle zum ASVG sieht u.a 
Änderungen und Ergänzungen von Vorschriften vor, 
die weitgehend im gleichen Wortlaut auch im GSVG 
enthalten s~nd. Um die bisherige übereinstimmung 
der jeweiligen Vorschriften aus den beiden Rechtsbe­
reichen weiterhin aufrechtzuerhalten, ist es notwen­
dig, im Rahmen des vorliegenden Entwurfes ~iner 
3.Novelle zum GSVG die in Betracht kommenden 
Änderungen der ASVG-Bestimmungen auf die ihnen 
entsprechenden GSVG-Vorschriften zu übertragen. 

Darüber hinaus enthält der Entwurf noch einige 
Änderungen des spezifischen Rechtspestandes des 
GSVG, die teils auf Vorschläge der gesetzlichen 
beruflichen Vertretung. der in der gewerblichen 
Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen bzw. der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft zurückgehen, teils noch im Zusammenhang mit 
der am 1.1.1.980 wirksam gewordenen Mehrfachversi­
cherung erforderlich sind. 

In der Pensionsversicherung kann aufgrund der im 
. Entwurf enthaltenen Maßnahmen insgesamt mit einer 
Verringerung der Gesamtaufwendungen um etwa 
19 Mio.S im Jahre 1981 gerechnet. werden. Dies 
entspricht rund 0,2 % der Gesamtaufwendungen 
ohne Ausgleichszulagen. 

Schließlich enthält die Regierungsvorlage noch 
finanzielle Maßnahmen, die vorwiegend der Entla­
stung des Bundeshaushaltes dienen. Zur Begründung 
dieser Maßnahmen bzw. deren Auswirkungen wird 
auf die Finanziellen Erläuterungen verwiesen. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der 
Regelungen gründet sich auf den Kompetenztatbe­
stand "Sozialversicherungswesen. " des Art.10 Abs.1 
Z.l1 B-VG. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes 
wird bemerkt: 

Zu Art.! Z.1 (§ 2 Abs.1 Z.3): 
Die Tätigkeit eines Geschäftsführers und Gesell­

schaftel's einer Ges.m.b.H. wird in aller Regel sowohl 
durch Merkmale der Selbständigkeit als auch durch 
Merkmale gekennzeichnet sein, die für eine unselb­
ständige Ausübung sprechen. Ob ein Gechäftsführer 
einer Ges.m.b.H., der gleichzeitig auch Gesellschafter 
dieser Ges.m.b.H. iSt, der Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozial-

versicherungsgesetz unterliegt, wird davon abhängen, 
ob im Sinne des § 4 Abs.2 ASVG . die Merkmale 
persönlicher und wirtschaftlicher Abhängigkeit 
gegenüber den Merkmalen einer selbständigen 
Ausübung der Erwerbstätigkeit überwiegen. Unab­
hängig davon sind nach der geltenden Rechtslage (§ 2 
Abs.1 Z.3 GSVG) die zu Geschäftsführern einer 
Ges.m.b.H. bestellten Gesellschafter grundsätzlich 
von der Pflichtversicherung in der Gewerblichen 
Selbständigen- Kranken- und Pensionsversicherung . 
erfaßt. 

Mit Wirksamkeit vom l.Jänner 1980 erfolgte im 
Zusammenhang mit der Beseitigung der Subsidiarität 
in den gesetzlichen Pensionsversicherungen auch eine 
Neufassung der Ausnahmebestimmung des § 4 Abs.3 
Z.2 GSVG. Damit wurde die Frage aktuell, ob jene 
geschäftsführenden Gesellschafter einer Ges.m.b.H., 
die infolge ihres fehlenden bzw. ungenügenden 
Einflusses auf die Gestion der Gesellschaft der 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach 
de·m ASVG unterliegen, von qer angeführten 
Ausnahmebestimmung erfaßt und daher weiterhin 
von der Pflichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung nach dem GSVG ausgenommen sind. Obgleich 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung diese 
Frage bejaht und diese Auslegung auch die 
Zustimmung der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft gefunden hatte, hat diese gesetzliche 
berufliche Vertretung in der Folge die Anregung 
vorgebracht, bereits bei der Umschreibung der 
Personengruppe im Gesetz eine klare Abgrenzung für 
den Bestand der Pflichtversicherung zu schaffen, weil 
die Anwendung der Ausnahmebestimmung des § 4 
Abs.3 Z.2 GSVG doch zu Zweifeln Anlaß geben 
könnte. 

Der vorliegende Novellieruilgsvorschlag folgt 
dieser Anregung und sieht einePflichtversicherung in 
der Kranken- und Pensionsversicherung für den in 
Rede stehenden Personenkreis nur dann vor, wenn 
die Angehörigen dieser Gruppe nicht der Pflichtversi­
cherung in der Pensionsversicherung nach dem 
ASVG unterliegen. Damit erübrigt sich auch die 
Frage, ob die Ausnahmebestimmung des § 4 Abs.3 
Z.2 GSVG in diesen Fällen herangezogen werden 
kann. 
Zu Art.! Z.2 und 3 (§ '4. Abs.2 Z.3 bis 6 und § 5): 

Die für die Zugehörigkeit zur Versichertengemein­
schaft erforderliche Abgrenzung erfolgt auch in den 
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gesetzlichen Krankenversicherungen durch eine Auf­
zählung von Tatbeständen, bei deren Zutreffen die 
Pflichtversicherung kraft Gesetzes und unabhängig 
vorn Willen bzw. einer Willensäußerung der Betroffe- . 
nen eintritt. Das gleiche gilt auch für eine Ausnahme 
von der Pflichtversicherung in der Krankenversiche-' 
rung in jenen Fällen, in denen bereits ein 
ausreichender Schutz der Krankenversicherung gege­
ben ist. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz ist 
lediglich in der Gewerblichen Selbständigen-Kran­
kenversicherung durch die Ruhensregelung des § 5 
GSVG gegeben, weil das dort vorgesehene Ruhen der 
PfIichtversicherung unter den näher umschriebenen 
Voraussetzungen auch von der Stellung eines 
Antrages des Versicherten abhängt. 

Die gesetzliche berufliche Vertretung der in der 
gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen 
hat nunmehr vorgeschlagen, von dem beim Ruhen 
vorgesehenen Antragsprinzip abzugehen und das 
Ruhen beim Zutreffen der bezüglichen Voraussetzun­
gen kraft Gesetzes eintreten zu lassen, weil hiedurch 
w,esentliche Erleichterungen vor allem für die in 
BI:tracht kommenden Versicherten, aber auch für die 
Administration des Versicherungsträgers eintreten' 
w,erden. Mit dem vorliegenden Novellierungsvor­
schlag, der den Anregungen der Interessenvertretung 
R,echnung trägt und im Sinne der vorstehenden 
Ausführungen auch dem System der übrigen 
ge:setzlichen Krankenversicherungen entspricht, sol­
len die bisherigen Ruhensregelungen des § 5 GSVG 
aufgehoben und die dort vorgesehenen Ruhenstatbe­
stände durch Aufnahme in die Bestimmung des § 4 
Abs.2 GSVG in Ausnahmetatbestände umgewandelt 
werden (§ 4 Abs.2 Z.3 bis 5 GSVG). Von einer' 
übernahme der Ruhensregelung des § 5 Abs.1 Z.2 
GSVG wurdefür den Personenkreis des § 1 Abs.1 Z.8 
bis 12B-KUVG Abstand genommen, weil diese 
Pmonen im Hinblick auf die Vorschrift des § 2 Abs.1 
Z.5 B-KUVG das Ruhen der Pflichtversicherung in 
der Krankenversicherung nach dem GSVG auch 

. bis,her nicht herbeiführen konnten. 

Für Beginn und Ende der Pflichtversicherung in 
der Krankenversicherung bei Wegfall und Eintritt 
eines der Ausnahmegründe sind in den angeführten 
Fällen die Bestimmungen des § 6 Abs.1 Z.5 und des 
§ 7 Abs.1 Z.7 GSVG anzuwenden. 
Zu Art.! Z.3, 5, 9, 11,17,18,19,20,21,24,25,26,27, 
30, 31, 32, 33, 34, 36, 37, 38, 39, 40 und 41 (§§ 6 
Abs.2, 7 Abs.1 Z.6, 35 Abs.3, 37 Abs.3, 64 Abs.2, 71 
Abs.3, 76 Abs.5, 83 Abs.2 Z.5, 89a, 116 Abs. 7, 117a, 
1l7b, 122 Abs.3, 123 Abs.1, 129 Abs.6, 150 Abs.l und 
2" 151 Abs.l, 171, 183 Abs.l, 197 Abs.6 und Abs.7, 
198 Abs.5 und 6, 200 Abs.1 bis 5 und 7, 207 Abs.l 
und 3 und 218 Abs.1 Z.4): 

Diese Änderungen entsprechen gleichartigen 
Änderungen, die im Rahmen des Entwurfes einer 
3.5.Novelle zum ASVG vorgeschlagen wurden, sodaß 
auf die bezüglichen Erläuterungen dieses Novellen­
entwurfes Bezug genommen werden kann. Die in 
bei den Gesetzen korrespondierenden Bestimmungen 

werden, um das . Auffinden der entsprechenden 
Erläuterungen im Entwurf einer 35.Novelle zum 
ASVG zu erleichtern; im . folgenden gegenüberge­
stellt: 

§ 
§ 
§ 
§ 
§ 
§ 
§ 
§ 

GSVG 

6 Abs. 2 ............. . 
7 Abs. 1 Z. 6 .......... . 

35 Abs. 3 ............. . 
37 Abs. 3, ............. . 
64 Abs.·2 ............. . 
71 Abs. 3 ............. . 
76 Abs. 5 ............. . 
83 Abs. 2 Z. 5 .......... . 

§ 89 a .................. . 
§ 116 Abs. 7 ............. . 
§ 117 a ................. . 
§ 117 b ................. . 
§ 122 Abs. 3 ............. . 
§ 123 Abs. 1 ............. . 
§ 129 Abs. 6 ............. . 
§ 150 Abs. 1 ............. . 
§ 150 Abs. 2 ............. . 
§ 151 Abs. 1 ............. . 
§ 171 ................... . 
§ 183 Abs. 1 ............. . 
§ 193 Z. 4 ............... . 
§ 197 Abs. 6 ............. . 
§ 197 Abs. 7 ............. . 
§ 198 Abs. 5 ............. . 
§ 198 Abs. 6 ............. . 
§ 200 Abs. 1 ............. . 
§ 200 Abs. 2 ............. . 
§ 200 Abs. 3 ............. . 
§200Abs.5 ..... ; ....... . 
§ 200 Abs. 7 ............. . 
§ 207 Abs. 1 ............. . 
§207 Abs: 3 ............. . 
§ 218 Abs. 1 Z. 4 .......... . 

ASVG 

§ 10 Abs.7 
§ 12 Abs.5 
§ 59 Abs.l 
§ 64 Abs.3 
§ 97 Abs.3 
§ 103 Abs.3 
§ 107 Abs.5 
§ 123 Abs. 2 Z. 6 
§ 132 c 
§ 227 Z.1 
§ 247 
§ 247 a 
§ 238 Abs.3 
§ 239 Abs.1 
§ 251 a Abs. 6 
§ 293 Abs.l 
§ 293 Abs.2 
§ 294 Abs.1 
§ 307 f 
§ 321 Abs.l 
§ 343 a 
§420 Abs.6 
§ 420 Abs.7 
§ 421 Abs.7 
§ 421 Abs.8 
§ 423. Abs. 1 
§ 423 Abs.2. 
§ 423 Abs.3 
§ 423 Abs.5 
§ 423 Abs.7 
§ 436 Abs. 1 
§ 436 Abs.3 
§ 446 Abs. 1 Z. 4. 

Zu Art.! Z.6. und 7 lit.b (§§ 26 Abs.3 bis 5 und 27 
Abs.7): 

Wie dem Bundesministerium für soziale VerWal­
tung aus Eingaben von Versicherten und aus dem 
Vorbringen der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft bekannt geworden ist, wird es in den 
Fällen der Mehrfachversicherung von den Betroffe­
nen als unbillige Härte empfunden,' daß die für die 
Beitragsbemessung zu bildende Beitragsgrundlage in 
den Fällen des § 127a GSVG ungeachtet der Tatsache, 
daß nur geringe oder überhaupt keine Einkünfte aus 
der selbständigen Erwerbstätigkeit vorliegen, mit den 
Beträgen nach § 25 Abs.5 bzw. nach § 2361it.a GSVG 
(Mindestbeitragsgrundlage) herangezogen wird. Die 
gleichen überlegungen haben auch für eine freiberuf­
liche selbständige Erwerbstätigkeit im Sinne des 
FSVG zu gelten, weil gemäß § 3 Abs.l FSVG die 
Bestimmungen der §§ 25 Abs.5 und 127a GSVG in 
dieser Versicherung Anwendung zu finden haben. 

Den aufgezeigten Härten soll dadurch begegnet 
werden, daß bei gleichzeitiger Ausübung mehrerer 
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Erwerbstätigkeiten, welche die Pflichtversicherung in 
mehreren gesetzlichen Pensionsversicherungen 
begründen, . die Beitragsgrundlage nach dem GSVG 
(und damit auch nach dem FSVG) unter Außeracht­
lassung der Vorschriften des § 25 Abs.5 bzw. auch des 
§ 236 lit.a GSVG über die Mindestbeitragsgrundlage, 
demrtach ausschließlich nach den Bestimmungen des 
§ 25 Abs.1 bis 4 zu bilden ist. Dies bedeutet, daß sich 
in den Fällen des § 25 Abs.5 Z.1 GSVG jedenfalls eine 
Beitragsgrundlage mit dem Betrag Null ergibt, weil 
keine für die Bildung der Beitragsgrundlage maßge­
benden Einkünfte vorliegen. Derartige Maßnahmen 
erscheinen vertretbar, weil die Einrichtung der 
Mindestbeitragsgrundlage das Ziel verfolgt, bei 
geringen bzw. beim völligen Fehlen von Einkünften 
noch eine Beitragsleistung in einem versicherungs­
technisch vertretbaren Verhältnis zu erreichen, eine 
solche Zielsetzung jedoch nicht' gegeben ist, wenn die 
Gesamtbeitragsgrundlage unter Berücksichtigung der 
Summe aller Einkünfte aus den versicherungspflichti­
gen Erwerbstätigkeiten die "Mindestbeitragsgrund­
lage" des GSVG übersteigt. 

Aus diesen überlegungen folgt, daß Sonderrege­
lungen für jene Fälle vorzusehen wären, in denen sich 
eine Gesamtbeitragsgrundlage ergibt, die unter dem 
jeweils nach § 25 Abs.5 bzw. nach § 236 lit.a in 
Betracht kommenden Betrag liegt. Aus diesem Grund 
wird eine Lösung vorgeschlagen, die ungeachtet des 
Vorliegens niedrigerer Einkünfte aus selbständiger 
(freiberuflicher) Erwerbstätigkeit eine Anhebung der 
Beitragsgrundlage nach dem GSVG bzw. dem FSVG 
bewirkt, bis die Summe der Beitragsgrundlagen aus 
allen in Betracht kommenden Versicherungen die 
"Mindestbeitragsgrundlage" nach dem GSVG 
erreicht. Kommt beim Zusammentreffen einer 
Pflichtversicherung nach dem GSVG und dem FSVG 
sowohl eine Beitragsgrundlage nach § 25 Abs.5 Z.1 
als auch eine nach § 25 Abs.5 Z.2 in Betracht, so soll 
als Grenzbetrag, bis zu dem eine Erhöhung der 
beiden Beitragsgrundlagen vorzunehmen ist; der des 
§ 25 Abs.5 Z.2 zu gelten haben. Da die im § 236 lit.a 
normierte Mindestbeitragsgrundlage naturgemäß für 
den. Bereich des FSVG auszuschließen ist, wurde 
diese Rechtsvorschrift im § 26 Abs.5 in der Fassung 

. des Ent'Wurfes nicht berücksichtigt, und zwar - aus 
Gründen einer einfacheren Administration - auch 
cl.1nn nicht, wenn sie für die Pflichtversicherung nach 
dem GSVG allein ZUr Anwendung käme. 

Ein Zusammentreffen von Mehrfachversicherun­
gen, in denen die in Aussicht genommenen 
Regelungen Anwendung zu finden hätten, ist in 
folgenden Varianten denkbar: 

1. GSVG und ASVGj 
2. GSVG und FSVG; 
3. GSVG, ASVG und FSVG; 
4. ASVG und FSVG. 

Die im vorliegenden Ent'Wurf vorgeschlagenen 
Regelungen des AbsA des § 26 erfassen die Fälle des 
Punktes 1, die des Abs.5 alle übrigen Fälle, wobei die 
Sonderregelung für die Rechtsfolgen der unter 

Punkt 2 bis 4 angeführten Tatbestände zufolge der 
Bestimmung des § 3 Abs.1 FSVG auch für den 
Bereich dieser Pensionsversicherung Geltung erlan­
gen werden, sodaß sich im Rahmen des F:SVG selbst 
entsprechende Maßnahmen erübrigen. 

§ 26 GSVG enthält Bestimmungen über Beitrags­
grundlagen in der Pensionsversicherung in besonde­
ren Fällen. Da sich der vorliegende Novellierungsvor­
schlag mit der Frage der Beitragsgrundlagenbildung 
in den Fällen der Mehrfachversicherung befaßt, 
demnach "besondere Fälle" berücksichtigt, erschien 
die in Aussicht genommene Neuregelung im Rahmen 
dieser Bestimmung vertretbar. 

Da die durchschnittliche monatliche Beitrags­
grundlage im Sinne des § 242 Abs.2 und 4 ASVG erst 
am Ende des Kalenderjahres feststeht, bedarf es zur 
Voll ziehung des § 26 AbsA und 5 in der Fassung des 
Entwurfes noch einer Vorschrift, die einen Beitrags­
einzug in einer vorläufigen Höhe ermöglicht. Diese 
Regelung ist in der vorliegenden Ergänzung des 
§ 27 GSVG durch einen neuen Abs.7 enthalten. 
Zu Art.! Z.7 lit.a (§ 27 Abs.4): 

Die auf eine Anregung der Sozialversicherungsan­
stalt der gewerblichen Wirtschaft zurückgehende 
Ergänzung des § 27 Abs.4 GSVG verfolgt die 
Absicht, bei der vorläufigen Beitragsbemessung die 
Be~tragsgrundlage des vorangegangenen Kalenderjah~ . 
res unter Berücksichtigung der im § 25 Abs.2 GSVG 
vorgesehenen Aktualisierung - jedoch begrenzt mit 
der Höchstbeitragsgrundlage - heranzuziehen.' 

Zu Art.I Z.8 (§ 33 Abs.5): 
Der in der geltenden Bestimmung des § 33 Abs.5 

GSVG für die Aufwertung der in derWeiterversiche­
rung in der' Pensionsversicherung maßgeblichen 
Beitragsgrundlagen vorgesehene Faktor kann kleiner 
sein als die Richtzahl, sodaß in diesen Fällen eine 
Weiterversicherung in der P~nsionsversicherung auf 
einer niedrigeren Beitragsgrundlage als der Mindest­
beitragsgrundlage möglich erscheint. Mit dem vorlie­
genden Novellierungsvorschlag soll, einer Anregung 
der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
'Wirtschaft folgend, die angedeutete Möglichkeit 
durch eine Begrenzung - auch nach obenhin - ausge­
schlossen werden. 
Zu Art.! Z.10, 28 und 29 (§§ 35a Abs.2, 127a Abs.1 
und. 2 und 127b Abs.1): 

Mit dem im Entwurf einer 35.Novelle zum ASVG 
enthaltenen Vorschlag auf Neufassung des 
§ 244a ASVG soll in den Fällen der Mehrfachversi­
cherung eine getrennte Berücksichtigung der allge­
meinen Beitragsgrundlagen nach dem ASVG und der 
Beitragsgrundlagen der Selbständigen-Pensionsversi­
cherungen (mit sechs Siebentel) einerseits und der 
Sonderzahlungen aus der unselbständigen Erwerbstä­
tigkeit mit einem Siebentel der Beitragsgrundlagen 
aus den Selbständigen -Pensionsversicherungen ande­
rerseits vorgenommen werden. Diesem Vorschlag 
wird durch entsprechende Änderungen der in 
Betracht kommenden Bestimmungen des GSVG, wie 
sie oben angeführt sind, Rechnung getragen. 
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Zu Art.l Z.12 (§ 57 Abs.l): 
An der geltenden Bestimmung des § 57 Abs.l 

. GSVG wurde Kritik geübt, weil sie - im Gegegensatz 
zur vergleichbaren Regelung des § 88 Abs.l ASVG­
für den Bereich der Krankenversicherung auch eine 

Verwirkung von Sachleistungsansprüchen vorsieht, 
. was im Einzelfall im Hinblick darauf, daß mit der 
Gewährung von Sachleistungen bis zur Feststellung 
des maßgeblichen Sachverhaltes zuzuwarten wäre, 
einer klaglosen Vollziehung entgegensteht. Eine 
Anpassung an die zitierte Bestimmung des ASVG 
erscheint daher aus dieser überlegung, abgesehen von 
einer wünschen werten Angleichung, geboten. 

Zu Art.l Z.13, 14, 15 und 16 (§§ 60 Abs.6, 61,61a und 
62): 

Mit den Vorschriften über'die Wanderversicherung 
und insbesondere mit der seit l.Jänner 1979 vorge­
nommenen Beseitigung derSubsidiarität ist dem 
Grundgedanken der Verbindung aller gesetzlichen 
Pensionsversicherungen zu einer Einheit weitgehend 
Rechnung getragen. Dieser Rechtszustand des rei­
bungslosen Ineinandergreifens beim Wechsel von 
einer gesetzlichen Pensionsversicherung zu einer 
anderen führt allerdings zwangsläufig zu dem 
Ergebnis, daß im Bereich der Selbständigen-Pensions­
versicherungen ein Ruhen des Pensionsanspruches 
nicht nur beim Vorliegen von Einkünften eintreten 
soll, sondern auch dann, wenn ein Pensionsanspruch 
nach dem GSVG aus eigener Pensionsversicherung 
mit einem Anspruch auf Krankengeld aus der 
Allgemeinen Sozialversicherung zusammentrifft. 
Dem Vorbild der Regelung des § 90 ASVG folgend 
soll daher in das GSVG mit der Bestimmung des § 61a 
eine neue, allerdings systemgerechte Ruhensvor­
schrift eingeführt werden. 

Aus der vorgeschlagenen Neuregelung ergeben sich 
auch die Änderungen der §§ 60 Abs.6, 61 und 62. 
Zu Art.I Z.18 (§ 71 Abs.4): 

Der an den Anspruch auf Ausgleichszulage 
gebundene Zuschlag gemäß § 139 Abs.5 und § 145 
Abs.4 GSVG soll ebenso, wie dies nach § 153 Abs.4 
GSVG bei der Ausgleichszulage der Fall ist, bei 
Vorliegen eines überbezuges gegen die Pensions­
nachzahlung aufgerechnet werden und damit in 
diesen Belangen das gleiche rechtliche Schicksal teilen 
wie die Ausgleichszulage selbst. 
Zu Art.l Z.23 (§ 115 Abs.3): 

Die Bestimmung des § 225 Abs.3 zweiter Satz 
ASVG, der die geltende Regelung des § 115 Abs.3 
zweiter Satz GSVG nachgebildet ist, berücksichtigt 
naturgemäß in erster Linie die Verhältnisse im 
Bereich der unselbständig Erwerbstätigen. Bei den 
selbständig Erwerbstätigen sind die Verhältnisse 
insoferne etwas anders gelagert, als es sich hier beim 
Versicherten und Beitragsschuldner um ein und 
dieselbe Person handelt. Durch die infolge unver-

schuldeter Notlage unterbliebene rechtzeitige Bei­
tragsentrichtung kann es zu einem Fehlen von 
Versicherungszeiten kommen, das nach Lagerung des 
Falles eine besondere Härte bedeuten, kann. 
Zu Art.l Z.35 (§ 185 Abs.3): 

Die dem § 324 ASVG ~achgt;bildete Bestimmung 
des § 185 BSVG, betreffend Ersatzansprüche des 
Trägers der Sozialhilfe, sieht im Abs.3 für die Zeit der 
Anstaltspflege einen Anspruchsübergang der Pension 
einschließlich allfälliger Zulagen und Zuschläge vor. 
Demnach werden vom Anspruchsübergang auch die 
als Zuschläge bezeichneten Zuwendungen nach § 139 
Abs.5 und nach § 145 Abs.4 GSVG, die den 
Ausgleichszulagenempfängern als Ersatz für die 
Wohnungsbeihilfe gwährt werden, erfaßt. Die Bezie­
her einer Pension aus der Allgemeinen Sozialversiche­
rung hingegen haben einen unmittelbar auf dem 
Wohnungsbeihilfengesetz beruhenden Anspruch auf 
Wohnungsbeihilfe, sodaß für sie in den Fällen einer 
Anstaltspflege ein Verlust des Anspruches auf 
Wohnungs beihilfe nicht eintritt. Im Hinblick darauf, 
daß den oben bezeichneten Zuschlägen nach dem 
BSVG der gleiche Zweck zugrunde liegt ("als Ersatz 
für die Wohnungsbeihilfe"), erscheint es angezeigt, 
hinsichtlich des Anspruchsüberganges die gleichen 
Rechtswirkungen vorzusehen, wie sie nach der 
vergleichbaren Regelung des ASVG eintreten. 
Zu Art.IlI Abs.2 und 3: 

Anläßlich der Einführung der Mehrfachversiche.­
rung in afIen gesetzlichen Pensionsversicherungen 
und zur Erleichterung des überganges auf die neue 
Rechtslage im Sinne einer Beseitigung allfälliger 
Härten enthalten die 2.Novelle zum GSVG, 
BGBI.Nr.531/1979 (Art.lI Abs.1 und 2) und die 
2.Novelle zum BSVG, BGBI.Nr.532/1979 (Art.lI 
Abs.1) Befreiungsvorschriften, deren Fassungen 
jedoch voneinander abweichen, weil Ausnahmebe­
stimmungen von der Gewerblichen Selbständigen­
Pensionsversicherung bereits vor Inkrafttreten der 
Novelle durch den Verfassungsgerichtshof aufgeho­
ben, vergleichbare Ausnahmeregelungen des Bauern­
Sozialversicherungsgesetzes hingegen erst mit der 
Einführung der Mehrfachversicherung beseitigt wor­
den waren. Da jedoch die von der Judikatur des 
Verfassungsgerichtshofes unberührt gebliebene Aus­
nahmebestimmung des § 4 Abs.3 Z.2 GSVG erst im 
Zuge der Einführung der Mehrfachversicherung mit 
1.Jänner 1980 eine Einschränkung erfahren hatte­
wodurch für zahlreiche Versicherte eine Ausnahme 

von der Pflichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung wegfiel -, erscheint eine Gleichbehandlung der 
bei den Gruppen selbständig Erwerbstätiger geboten. 

,Aus diesem Grund wird durch den vorliegenden 
Novellierungsvorschlag eine besondere Befreiungsbe­
stimmung in Bezug auf § 4 Abs.3 Z.2 GSVG und in 
Anlehnung an die Befreiungsmöglichkeit nach Art.II 
Abs.1 der 2.Novelle zum BSVG vorgesehen. 
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Finanzielle Erläuterungen 

Aus finanzieller Sicht enthält der vorliegende 
Entwurf insbesondere die folgenden Maßnahmen, die 
teilweise auch eine Entlastung des Bundes im 
Bundesvoranschlag (BV A) 1981 bedingen. 

Im einzelnen ist zu diesen Maßnahmen für das 
Jahr 1981 zu bemerken. 

1. In der Pensionsversicherung wird der Gebarungsüberschuß von 1,5 v. H. auf 0,5 v. H. 
der Gesamtaufwendungen (§ 34 Abs.2) reduziert; dadurch verringert sich die 
Ausfallhaftung um ............................................ ' ......... . 
Aus diesem Grunde sind keine Zuführungen an die Liquiditätsreserve vorzunehmen. 

2. Aus den Mitteln der Krankenversicherung sind 1 v. H. der Erträge an Versicherungsbei­
trägen an die Pensionsversicherung zu überweisen (§ 245); dadurch verringert sich die 
Ausfallhaftung um ..................................................... . 
Eride 1979 hat die allgemeine Rücklage für Jugendlichen- und Gesundenuntersuchungen 
120 Mio. S betragen. Sie wird sich bis Ende 1980 voraussichtlich auf etwa 116,5 Mio. S 
verringern. 1981 stehen der Krankenversicherung für Jugendlichen- und Gesundenunter­
suchungen 23 Mio. S zur Verfügung, die nach der Entwicklung der letzten Jahre 
vermutlich nur zu einem Teil verwendet werden können. Es wird daher die Rücklage 
Ende 1981 größer sein als 1980. 

3. Die in der 35. Novelle zum ASVG vorgesehene zusätzliche Erhöhung der Richtsätze im 
Ausgleichszulagenrecht ist auch im vorliegenden Entwurf enthalten. Sie verursacht einen 
Mehraufwand an Ausgleichszulagen in der Höhe von .......................... . 

4. Die übrigen, die Pensionsversicherung betreffenden Maßnahmen sind im einzelnen 
praktisch nicht abschätzbar. Jedoch . dürften sie in ihrer Summe zu einer 
Gebarungsverbesserung von etwa ......................................... . 
führen. Gewisse Gebarungsverbesserungen in der Krankenversicherung werden auch die 
in der 35. Novelle zum ASVG enthaltenen, die Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft betreffenden Bestimmungen über den Ausgleichsfonds der 
Krankenversicherungsträger (§§ 447 a ff) zur Folge haben. 

Textgegen überstellung 
GSVG 

88,1 Mio. S. 

23,0 Mio. S. 

20,9 Mio. S. 

19,0 Mio:S. 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
und in der Pensionsversicherung 

) 

§ 2. (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, 
soweit es sich um natürliche Personen handelt, in der 
Krankenversicherung und in der Pensionsversiche­
rung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
pflichtversichert : 

1. und 2. unverändert. 
3. die zu Geschäftsführern bestellten Gesellschafter 

einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, sofern 
diese 'Gesellschaften Mitglieder einer der in Z. 1 
bezeichneten Kammern sind. 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
und in der Pensionsversicherung 

§ 2. (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, 
soweit es sich um natürliche Personen handelt, in der 
Krankenversicherung und in der Pensionsversiche­
rung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
pflichtversichert : 

1. und 2. unverändert. 
3. die zu Geschäftsführern bestellten Gesellschafter 

einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, sofern 
diese Gesellschaft Mitglied einer der in Z.l 
bezeichneten Kammern ist und diese Personen nicht 
bereits aufgrund ihrer Beschäftigung als Geschäfts­
führer der Pflichtversicherung in der Pensionsversi­
cherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetz unterliegen oder aufgrund dieser Pflichtversi~ 
cherung Anspruch auf Kranken- oder Wochengeld 
aus der Krankenversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz haben, auch wenn dieser 
Anspruch ruht, oder auf Rechnung eines Versiche-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

(2) unverändert. 

Ausnahmen von der PflichtversiCherung 

§ 4. (1) unverändert. 
(2) Von der Pflichtversicherung in der Krankenver­

sicherung sind überdies ausgenommen: 
1. unverändert. 
2. Bezieher einer Pension (übergangspension) im 

Sinne des § 3 Abs. 1, sofern sie gemäß § 8 Abs .. l Z. 1 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgf:setzes in der 
Krankenversicherung pflichtversichert sind. 

(3) unverändert. 

Ruhen der Pflichtversicherung in der Krankenver­
sicherung 

§ 5. (1) Die Pflichtversicherung ruht für Personen, 
solange sie 

1. nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setz 

a) in der Krankenversicherung pflichtv~rsichert 
sind oder 

rungsträgers Anstaltspflege erhalten oder in einem 
Genesungs-, Erholungs- oder Kurheim oder in einer 
Sonderkrankenanstalt untergebracht sind oder 
Anspruch auf Ersatz der Pflegegebühren gemäß § 131 
oder.§ 150 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes einem Versicherungsträger gegenüber haben. 

(2) unverändert. 

Ausnahmen von der pflichtversicherung 

§ 4. (1) unverändert. 
(2) Von der Pflichtversicherung in der Krankenver­

sicherung sind überdies ausgenommen: 
1. unverändert. 
2. Bezieher einer Pension (übergangspension) im 

Sinne des § 3 Abs. 1, sofern sie gemäß § 8 Abs. 1 Z. 1 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der 
Krankenversicherung pflichtversichert sind; 

3. Personen, die nach dem Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetz 

a) in der Krankenversicherung pflichtversichert 
sind oder 

b) Anspruch auf Kranken- oder Wochengeld 
haben, auch wenn dieser Anspruch ruht, 

c) auf Rechnung eines. Versicherungsträgers 
Anstaltspflege erhalten oder in einem Gene­
sungs-, Erholungs- oder Kurheim oder in einer 
Sonderkrankenanstalt untergebracht sind oder 

d) Anspruch auf Ersatz derPflegegebühren gemäß 
§ 131 oder § 150 des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes einem Versicherungsträger 
gegenüber haben; 

4. Personen, die nach § 1 Abs.1 Z.1 bis 7 des 
Beamten- Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 
in der Krankenversicherung pflichtversichert sind, 
oder die Mitgliedschaft zu einer Krankenfürsorgeein­
richtung eines öffentlich-rechtlichen Dienstgebers 
besitzen; I 

5. Personen, die gemäß § 68 des Kriegsopferversor­
gungsgesetzes 1957, BGBl.Nr.152, oder gemäß § 47 
des Heeresversorgungsgesetzes, BGBl.Nr.27/1964, 
als Empfänger einer Zusatzrente, einer Witwenbei­
hilfe oder einer Elternrente (§§ 35, 36, 44 und 45 des 
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. §§ 33, 35 
und 43 des Heeresversorgungsgesetzes) in der 
Krankenversicherung pflichtversichert sind. 

(3) unverändert. 

Ruhen der Pflichtversicherung in der Krankenver­
sicherung· 

§ 5. Aufgehoben. 
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Geltende Fassung: 

b) Anspruch auf Kranken- oder Wochengeld 
haben, auch wenn dieser Anspruch ruht, oder 

c) auf Rechnung eines Versicherungsträgers 
Anstaltspflege erhalten oder in einem Gene­
sungs-, Erholungs- oder Kurheim oder in einer 
Sonderkrankenanstalt untergebracht sind oder 

d) Anspruch auf Ersatz der Pflegegebühren gemäß 
§ 131 oder § 150 des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes einem Versicherungsträger 
gegenüber haben; 

2. nach dem Beamten- Kranken- und Unfallversi­
cherungsgesetz in der Krankenversicherung pflicht­
versichert sind oder die Mitgliedschaft zu einer 
Krankenfürsorgeeinrichtung eines öffentlich-rechtli­
chen Dienstgebers besitzen; 

3. gemäß § 68 des Kriegsopferversorgungsgeset­
zes 1957, BGBI. Nr. 152, oder gemäß § 47 des 
Heeresversorgungsgesetzes, BGBI. Nr. 27/1964, als 
Empfänger einer Zusatzrente, einer Witwenbeihilfe 
oder einer Elternrente (§§ 35, 36, 44 und 45 des 
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. §§ 33 
Abs. 2, 35 Abs. 3 und 44 des Heeresversorgungsge­
setzes) in der Krankenversicherung pflichtversichert 
sind. 

(2) Das Ruhen der Pflichtversicherung gemäß 
Abs. 1 tritt nur dann ein, wenn der Pflichtversicherte 
einen diesbezüglichen Antrag unter Beibringung.eines 
Nachweises über die anderweitige Versicherungs­
pflicht an den Versicherungsträger stellt. Eine 
Unterbrechung der im Abs. 1 Z. 1 bezeichneten 
Pflichtversicherung bzw. der ihr gleichgestellten 
Zeiten' bis zu 14 Tagen berührt das Ruhen der 
Pflichtversicherung nicht. 

(3) Das Ruhen der Pflichtversicherung gemäß 
Abs. 1 beginnt mit dem dem Eingang des Antrages 
folgenden Monatsersten und endet mit dem Wegfall 
der für das Ruhen der Pflichtversicherung maßgeben­
den Voraussetzung. Sind die im Abs. 1 für das Ruhen 
der Pflichtversicherung vorgesehenen Voraussetzun­
gen schon zum Zeitpunkt des Eintrittes der 
Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz gege­
ben, so wirkt das Ruhen der Pflichtversicherung 
gemäß Abs. 1 ab Beginn der Pflichtversicherung, 
wenn der Antrag innerhalb von vier Wochen nach 
dem Tag der Verständigung über den Eintritt der 
Pflichtversicherung gestellt wird. 

(4) Für die Dauer des Ruhens der Pflichtversiche­
rung gemäß Abs. 1 ruht auch eine allenfalls 
bestehende Familien- oder Zusatzversicherung. 

(5) An die Stelle des in den Abs. 2 und 3 
bezeichneten Antrages tritt bei Personen, die als 
Zivildienstleistende im Sinne des Zivildienstgesetzes, 
BGBI. Nr. 187/1974, gemäß § 8 Abs. 1 Z. 4lit. d des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der 
Krankenversicherung pflichtversichert sind, der 
Beginn des Zivildienstes. 

Vorgeschlagene Fassung: 
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536 der Beilagen 15 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Beginn der Pflichtv:ersicherung Beginn der Pflichtversicherung 

§ 6. (1) unverändert. 

(2) Wurde ein Antrag auf Zuerkennung einer 
Pension (übergangspension) gestellt, deren Bezug die 
Krankenversicherung gemäß § 3 Abs. 1 begründet, 
und liegt kein Ausnahmegrund vor, so hat der 
Versicherungsträger nach pflichtgemäßem Ermessen 
zu prüfen,. ob die Zuerkennung der Pension 
wahrscheinlich ist. Trifft dies zu, so hat er eine 
Bescheinigung darüber auszustellen, daß die . Kran­
kenversicherung mit dem Tag des voraussichtlichen 
Pensionsanfalles beginnt. Dieses Recht besteht nicht, 
wenn der Pensionswerber bereits in einer anderen 
gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert 
ist. Die Bescheinigung ist dem Pensionswerber 
zuzustellen. Die Ausstellung oder die Ablehnung der 
Bescheinigung kann durch ein Rechtsmittel nicht 
angefochten werden. 

(3) unverändert. 

Ende der Pflichtversicherung 

§ 7. (1) Die Pflichtversicherung inder Krankenver­
sicherung endet 

1. bis 5. unverändert. 
6. bei den im § 3 Abs. 1 genannten Personen mit 

dem Ablauf des Kalendermonates, für den letztmalig 
die Pension ausgezahlt wird bzw. in dem die 
Voraussetzung gemäß § 3 Abs. 1 letzter Halbsatz 
weggefallen ist. Die vorläufige Krankenversicherung 
endet mit der Zustellung des abweisenden Pensiöns­
bescheides; 

7. unverändert. 
(2) unverändert. 

Beitragsgrundlage in der Pensionsversicherung in 
besonderen Fällen 

§ 26. (1) und (2) unverändert. 

§ 6. (1) unverändert. 
(2) Wurde ein Antrag auf Zuerkennung einer 

Pension (übergangspension) gestellt, deren Bezug die 
Krankenversicherung nach § 3 Abs.l begründet, und 
liegt kein Ausnahmegrund vor, so hat der Versiche­
rungsträger zu prüfen, ob die Zuerkennung der 
Pension wahrscheinlich ist. Trifft dies zu, so hat er 
eine Bescheinigung darüber auszustellen, daß die 
Krankenversicherung vorläufig mit dem Tage des 
voraussichtlichen Pensionsanfalles beginnt. Eine 
solche Bescheinigung ist mit der gleichen Rechtswir­
kung und unter der gleichen Voraussetzung auch 
auszustellen, wenn der Pensiönswerber im Leistungs­
streitverfahren eine Klage beim Schiedsgericht bzw. 
eine Berufung beim Oberlandesgericht Wien einge­
bracht hat. Die Bescheinigung ist dem Pensionswer­
ber zuzustellen. Die Ausstellung oder die Ablehnung 
der Bescheinigung kann durch ein Rechtsmittel nicht 
angefochten werden. 

(3) unverändert .. 

Ende der Pflichtversicherung 

§ 7. (1) Die Pflichtversicherung in der Krankenver­
sicherung endet 

1. bis 5. unverändert. 
6. bei den im § 3 Abs. 1 genannten Personen mit 

dem Ablauf des Kalendermonates, für den letztmalig 
die Pension ausgezahlt wird bzw. in dem die 
Voraussetzung gemäß § 3 Abs. 1 letzter Halbsatz 
weggefallen ist. Die vorläufige Krankenversicherung 
(§ 6 Abs.2) endet spätestens mit der Zustellung des 
abweisenden Pensionsbescheides bzw. mit der 
rechtskräftigen Beendigung des Leistungsstreitverfah­
rens. 

7. unverändert. 
(2) unverändert. 

Beitragsgrundlage in der Pensionsversicherung in . 
besonderen Fällen 

§ 26. (1) und (2) unverändert. 
(3) übt ein nach den Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes in der Pensionsversicherung ·Pflicht­
versicherter auch eine oder mehrere Erwerbstätigkei­
ten aus, die 

1. die Pflichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setz oder· 

2. die Pflichtversicherung in der Pensionsversiche­
rung nach dem Freiberuflichen-Sozialversicherungs­
gesetz oder 

3. die Pflichtversicherung in derPensionsversiche­
rung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setz und nach dem Freiberuflichen-Sozialversiche­
rungsgesetz begründen, so sind bei Ermittlung der 
Beitragsgrundlage nach diesem Bundesgesetz die 
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16 536 der Beilagen 

Geltende Fass ung: 

Beiträge zur Pflichtversicherun~ 

§ 27. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Kommt der Pflichtversicherte seiner Verpflich­

tung zur Vorlage des Einkommensteuerbescheides 
gemäß § 36 oder seiner Auskunftspflicht gemäß § 22 
nicht rechtzeitig nach, so hat er, solange er dieser 
Pflicht qicht nachkommt, unbeschadet der Bestim­
mung des Abs. 5 monatlich einen von der Höchstbei­
tragsgrundlage (§ 25 Abs. 6) bemessenen Beitrag zu 
leisten. Dies gilt nicht, wenn der rechtskräftige 
Einkommensteuerbescheid innerhalb der im § 36 
vorgesehenen Frist mangels Vorliegens nicht beige­
brachi werden kann. In diesem Fall ist der Beitrag bis 
zur Vorlage des entsprechenden Einkommensriach­
weises vorläufig auf Grund der Beitragsgrundlage des 
vorangegangenen Kalenderjahres zu bemessen, In der 
Pensionsversicherung wird die Höhe der Beitrags­
grundlage gemäß § 25 durch die vorstehenden 
Bestimmungen nicht berührt. 

Vorgeschlagene Fassung: 

Vorschriften des § 25 Abs.5 bzw. des § 2361it.a nicht 
anzuwenden. 

(4) Erreicht in den Fällen des Abs.3 2.1 die Summe 
aus der durchschnittlichen monatlichen Beitrags­
grundlage im Sinne des § 242 Abs.2 und 4 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes und aus der 
Beitragsgrundlage nach § 25 Abs.l bis 4 nicht den 
Betrag nach § 25 Abs.5 bzw. nach § 236 lit.a, so ist 
Beitragsgrundlage nach diesem Bundesgesetz der 
Unterschiedsbetrag zwischen der durchschnittlichen 
monatlichen Beitragsgrundlage nach dem Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz und dem Betrag nach 
§ 25 Abs.5 bzw. nach § 236 lit.a. 

(5) Erreicht in den Fällen des Abs.3 2.2 und 3 die 
Summe aus der Beitragsgrundlage nach §.25 Abs.l 
bis 4 dieses Bundesgesetzes, aus der Beitragsgrund­
lage nach dem Freiberuflichen-Sozialversicherungsge­
setz und aus der durchschnittlichen monatlichen 
Beitragsgrundlage im Sinne des § 242 Abs.2 und 4 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes nicht den in 
Betracht kommenden Betrag nach § 25 Abs.5, so sind 
die Beitragsgrundlage nach § 25 Abs.l bis 4 dies~s 
Bundesgesetzes und die Beitragsgrundlage nach dem 
Freiberuflichen -Sozialversicherungsgesetz verhältnis­
'mäßig entsprechend dem Anteil der maßgeblichen 
Einkünfte aus diesen versi~herungspflichtigen 
Erwerbstätigkeiten soweit zu erhöhen, bis die Summe 
aller Beitragsgrundlagen den in Betracht kommenden 
Betrag nach § 25 Abs.5 ergibt. Für die Ermittlung 
dieser Erhöhung ist der Betrag nach § 25 Abs.5 2.2 
heranzuziehen; wenn er auch nur in einer der 
beteiligten Pensionsversicherungen anzuwenden war. 
Beitragsgrundlage nach diesem Bundesgesetz und 
nach dem Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz 
ist der anteilsmäßig erhöhte Beitrag. 

Beiträge zur Pflichtversicherung 

§ 27. (1) bis (3) unverändert. 
(4) Kommt der Pflichtversicherte seiner Verpflich­

tung zur Vorlage des Einkommensteuerbescheides 
gemäß § 36 oder seiner Auskunftspflicht gemäß § 22 
nicht rechtzeitig nach, so hat er, solange er dieser 
Pflicht nicht nachkommt, unbeschadet der Bestim­
mung des Abs. 5 monatlich einen von der Höchstbei­
tragsgrundlage (§ 25 Abs. 6) bemessenen Beitrag zu 
leisten. Dies gilt nicht, wenn der rechtskräftige 
Einkommensteuerbescheid innerhalb der im § 36 
vorgesehenen Frist mangels Vorliegens nicht beige­
bracht werden kann. In diesem Fall ist der Beitrag bis 
zur Vorlage des entsprechenden Einkommensnach­
weises vorläufig aufgrund der für die Beitragsgrund­
lage des vorangegangenen Kalenderjahres maßgeben­
den Einkünfte unter Bedachtnahme auf § 25 Abs.2 zu 
bemessen, wobei die Beitragsgrundlage nach § 25 
Abs.5 bzw. § 236 lit.a nicht unterschritten und die 
Beitragsgrundlage nach § 25 Abs.6 2.2 nicht über­
schritten werden darf. In den Fällen des § 127a ist auf 
§ 26 Abs.3 entsprechend Bedacht zu nehmen. In der 
Pensionsversicherung wird die Höhe der Beitrags-
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

(5) und (6) ~nverändert. 

Beiträge zur Weiterversicherung und zur Höher­
versicherung in der Pensionsversicherung 

§ 33. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Die Beitragsgrundlage ist ab 1. Jänner eines 

jeden Jahres mit dem Faktor zu vervielfachen, der 
sich aus der Teilung der Höchstbeitragsgrundlage 
dieses Jahres durch die Höchstbeitragsgrundlage des 
vorangegangenen Jahres ergibt, jedoch höchstens bis 
zu dem Betrag der Höchstbeitragsgrundlage in der 
Pensionsversicherung. Der vervielfachte Betrag ist auf 
vol1e Schilling zu runden. 

(6) bis (8) unverändert. 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugs­
zinsen, 

§ 35. (1) und (2) unverändert. 

(3) Werden die Beiträge nicht innerhalb von elf 
Tagen nach der Fälligkeit eingezahlt, so sind von 
diesen rückständigen Beiträgen Verzugszinsen in der 
Höhe von 8,5 v. H. zu entrichten. § 108 Abs. 3 der 
Bundesabgabenordnung, BGB!. Nr. 194/1961, gilt 
entsprechend. Für die Berechnung der Verzugszinsen 
können die rückständigen Beiträge auf volle 10 S 
abgerundet werden. Der Versicherungsträger kann 
die Verzugszinsen herabsetzen oder nachsehen, wenn 
durch die Einhebung in voller Höhe die wirtschaftli­
chen Verhältnisse des Beitragsschuldners gefährdet 
wären. Die Verzugszinsen können überdies nachgese­
hen werden, wenn, es sich um einen kurzfristigen 
Zahlungsverzug handelt und der Beitragsschuldner 
ansonsten regelmäßig sein'e Beitragspflicht erfül1t hat. 

(4) unverändert. 

grundlage gemäß § 25 durch die vorstehenden 
Bestimmungen nicht berührt. 

(5) und (6) unverändert. 
(7) Solange eine durchschnittliche monatliche 

Beitragsgrundlage im Sinne des § 242 Abs.2 und 4 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes nicht fest­
gestel1t werden kann, ist in, den in Betracht 
kommenden 'Fällen des § 26 AbsA und 5 der 
Bemessung der Beiträge nach diesem Bundesgesetz 
vorläufig ein Betrag zugrunde zu legen, der sich in 
Anwendung des § 25 Abs.1 bis 4 unter ßedachtnahme 
auf die glaubhaft gemachten allgemeinen Beitrags­
grundlagen nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz zuzüglich der Sonderzahlungen (§ 49 
Abs.2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) 
ergibt. 

Beiträge zur Weiterversicherung und zur Höher­
versicherung in der Pensionsversicherung 

§ 33. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Die Beitragsgrundlage ist ab 1. Jänner eines 

jeden Jahres mit dem Faktor zu vervielfachen, der 
sich aus der Teilung der Höchstbeitragsgrundlage 
dieses Jahres durch die Höchstbeitragsgrundlage des 
vorangegangenen 'Jahres ergibt. Der vervielfachte 
'Betrag ist auf volle Schil1ing zu runden. Dieser Betrag 
darf jedoch die jeweils in Betracht kommende 
Mindestbeitragsgrundlage (§ 25 Abs.5' bzw. § 236 
lit.a) nicht unterschreiten und die Höchstbeitrags­
grundlage (§ 25 Abs.6 Z.2) nicht überschreiten. 

(6) bis (8) unverändert. 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugs­
zinsen 

§ 35. (1) und (2) unverändert. 
(3) Werden die Beiträge nicht innerhalb von elf 

Tagen nach der Fälligkeit eingezahlt, so sind von 
diesen rückständigen Beiträgen Verzugszinsen in der 
sich nach § 59 Abs.1 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes jeweils ergebenden Höhe zu entrichten. 
§ 108 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung, 
BGB!. Nr. 194/1961, gilt entsprechend. Für die 
Berechnung der Verzugszinsen können die rückstän­
digen Beiträge auf volle lOS abgerundet werden. Der 
Versicherungsträger kann die Verzugszinsen herab­
setzen oder nachsehen, wenn durch die Einhebung in 
voller Höhe die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Beitragsschuldners gefährdet wären. Die Verzugszin­
sen können überdies nachgesehen werden, wenn es 
sich um einen kurzfristigen Zahlungsverzug handelt 
und d"er Beitragsschuldner ansonsten regelmäßig seine 
Beitragspflicht erfüllt hat. 

(4) unverändert. 

2 
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Geltende Fassung: 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge zur 
Pensionsversicherung bei gleichzeitiger Ausübung 
mehrerer versicherungspflichtiger Erwerbstätig-

keiten 

§35a. (1) unverändert. 
(2) Findet in einem Kalenderjahr eine Ermittlung 

von Beitragsgrundlagen nach § 127a Abs.l nicht statt, 
weil die durchschnittliche monatliche Beitragsgrund­
lage im Sinne des § 242 Abs.2 und 4 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes den 35-fachen Betrag der 
Höchstbeitragsgrundlage in dieser Pensionsversiche­
rung erreicht oder überstiegen hat, so sind für dieses 
Kalenderjahr Beiträge zur Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz nicht zu entrichten. 

Verfahren zur Eintreibung der Beiträge 

§ 37. (1) und (2) unverändert. 
(3) Vor Ausstellung eines Rückstandsausweises ist 

der rückständige Betrag einzumahnen. Die. Bestim­
mungen. des § 227. Abs. 2 und Abs. 3 und des § 228 
der Bundesabgabenordnung, BGBL Nr. 194/1961, 
sind entsprechend anzuwenden. 

(4) unverändert. 

Verwirkung des Leistungsanspruches 

§ 57. (1) Ein Anspruch auf Leistungen der 
Krankenversicherung und auf Geldleistungen der 
Pensionsversicherung aus dem betreffenden Versiche­
rungsfall steht nicht zu 

1. Versicherten, die den Versicherungsfail durch 
Selbstbeschädigung vorsätzlich herbeigeführt haben; 

2. Personen, die den Versicherungsfall durch die 
Verübung einer mit V!lrsatz begangenen gerichtlich 
strafbaren Handlung veraniaßt haben, derentwegen 
sie zu einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe 
rechtskräftig verurteilt worden sind. 

(2) bis (4) unverändert. 

Vorgeschlagene Fassung: 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge zur 
Pensionsversicherung bei gleichzeitiger Ausübung 
mehrerer versicherungspflichtiger Erwerbs~ätig-

keiten 

§ 35a. (1) unverändert. 
(2) Findet in einem Kalenderjahr eine Ermittlung 

. von Beitragsgrundlagen nach § 127a Abs.1 Z.1 und 2 
nicht statt, weil die Summe der allgemeinen 
Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgeseti den 
360fachen Betrag der Höchstbeitragsgrundlage in 
dieser Pensionsversicherung und die Summe der 
Sonderzahlungen (§ 49 Abs.2 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes ) den 60fachen Betrag der 
Höchstbeitragsgrundlage in dieser Pensionsversiche­
rung erreicht oder überstiegen hat, so sind für dieses 
Kalenderjahr Beiträge zur Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz nicht zu entrichten. 

Verfahren zur Eintreibung der Beiträge 

§ 37. (1) und (2) unverändert. 
(3) Vor Ausstellung eines Rückstandsausweises ist 

der rückständige Betrag einzumahnen. Die Mahnung 
wird durch Zustellung eines Mahnschreibens (Post­
auftrages) vollzogen, in dem der Beitragsschuldner 
unter Hinweis auf die eingetretene Vollstreckbarkeit 
aufgefordert wird, den Beitragsrückstand binnen zwei 
Wochen, von der Zustellung an gerechnet, zu 
bezahlen. Ein Nachweis der Zustellung des Mal1n­
schreibens ist nicht erforderlich; bei Postversand wird 
die Zustellung des Mahnschreibens am dritten Tag 
nach der Aufgabe zur Post vermutet. Im Falle einer 
Mahnung hat der Versicherungsträger eine Mahnge­
bühr von 0,5 v.H. des eingemahnten Beitragsrück­
standes, mindestens jedoch 5 S und höchstens 500 S 
vorzuschreiben. Die Mahngebühr wird mit der 
Zustellung des Mahnschreibens (Postauftrages) fällig. 

(4) unverändert. 

Verwirkung des Leistungsanspruches 

§ 57~ (1) Ein Anspruch auf Geldleistungen aus der 
Krankenversicherung gemäß § 85 Abs.2 lit.a und auf 
Geldleistungen aus der Pensionsversicherung aus dem 
betreffenden Versicherungsfall steht nicht zu 

1. Versicherten, die de~ Versicherungsfall durch 
Selbstbeschädigung vorsätzlich herbeigeführt haben; 

2. Personen, die den Versicherungsfall durch die 
Verübung einer mit Vorsatz begangenen gerichtlich 
strafbaren Handlung veranlaßt haben, derentwegen 
sie zu einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe 
rechtskräftig verurteilt worden sind. 

(2) bis (4) unverändert. 

536 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)18 von 30

www.parlament.gv.at



536 der Beilagen i 9 

Geltende Fassung:· Vorgeschlagene Fassung: 

Zusammentreffen eines Pensionsanspruches mit 
Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz nicht begründen-

den Erwerbstätigkeit 

§ 60. (1) bis (5) unverändert. 
(6) Bei Anwendung des Abs. 1 sind die Pensionen 

mit dem Hilflosenzuschuß und den Zuschlägen, 
jedoch ohne die besonderen Steigerungsbeträge für 
Höherversicherung (§ 141) und die Kinderzuschüsse 
heranzuziehen. Mehrere Pensionsansprüche sind zu 
einer Einheit zusammenzufassen. Der Ruhensbetrag 
ist auf mehrere beteiligte Pensionsansprüche nach der 
Höhe der Grundbeträge aufzuteilen. 

'Zusammentreffen eines Pensionsanspruchesmit 
einer die pflichtversicherung nach diesem Bundes­

gesetz begründenden Erwerbstätigkeit 

§ 61. übt der Pensionsberechtigte eine die 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz begründende selbständige 
Erwerbstätigkeit aus, so ruht der Pensionsanspruch 
mit Ausnahme eines Anspruches auf Waisenpension 
für die Dauer dieser Erwerbstätigkeit. Das Ruhen 
erfaßt auch die Zuschüsse und Zuschläge, jedoch 
nicht die besonderen Steigerungsbeträge für Höher­
versicherung (§ 141). 

Zusammentreffen eines Pensionsanspruches mit 
Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversiche­
rung nach diesem Bundesgesetz nicht begründen-

den Erwerbstätigkeit 

§ 60. (1) bis (5) unverändert. 
(6) Mehrere Pensionsansprüche sind zu einer 

Einheit zusammenzufassen. Der Ruhensbetrag ist auf 
mehrere beteiligte Pensionsansprüche nach der Höhe 
der Grundbeträge aufzuteilen. 

Zusammentreffen eines Pensionsanspruches mit 
einer die Pflichtversicherung nach diesem Bundes­

gesetz begründenden Erwerbstätigkeit 

§ 61. übt der. Pensionsberechtigte eine die 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz begründende selbständige 
Erwerbstätigkeit aus, so ruht der Pensionsanspruch 
mit Ausnahme eines Anspruches auf Waisenpension 
für die Dauer dieser Erwerbstätigkeit. 

Zusammentreffen eines Pensionsanspruches aus 
eigener Pensionsversicherung mit einem Anspruch 
auf Krankengeld aus der Allgemeinen Sozialversi-

cherung 

§ 61a. (1) Fällt während der ersten drei Tage einer 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit, für die gemäß 
§ 138 Abs.1 des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes Anspruch auf Krankengeld nicht besteht, oder 
während der Dauer des Anspruches auf Krankengeld 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz ein 
Pensionsanspruch nach diesem Bundesgesetz aus 
eigener Pensionsversicherung des Versicherten an 
oder lebt eine Pension aus einem der Versicherungs" 
fälle des Alters wieder auf, so ruht der Pensions an­
spruch für die weitere Dauer des Krankengeldanspru­
ches sowie für die Dauer des Ruhens des 
Krankengeldanspruches nach § 143 Abs.l Z.2 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit dem 
Betrag des Krankengeldes. Das Ruhen des Pensions­
anspruches tritt auch dann ein, wenn die Pension 
während der Dauer des Ruhens (§ i43 Abs.l Z.2 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ), der Ver­
wirkung (§ 88 Abs.l des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes) oder Versagung (§ 142 des Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetzes ) des Krankengeldan -
spruches die Pension anfällt oder wiederauflebt .. 

(2) Das Ruhen des Pensionsanspruches erfaßt den 
Grundbetrag vor den anderen Pensionsbestandteilen. 
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Geltende Fassung: 

Gemeinsame Bestimmungen für das Ruhen von 
Pensionsansprüchen 

§ 62. Auf Höherversicherungspensionen gemäß 
§ 141 Abs. 2 sind die Bestimmungen der §§ 60 und 61 
nicht anzuwenden. 

Wirksamkeitsbeginn von Änderungen in den 
Pensionsansprüchen 

§ 64. (1) unverändert. 
(2) Die Herabsetzung einer Pension wird mit dem 

Ablauf des Kalendermonates wirksam, der auf die 
Zustellung des Bescheides folgt. 

Aufrechnung 

§ 71. (1) und (2) unverändert. 

Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen 

§ 76. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Das Recht auf Rückforderung gemäß Abs. 1 

besteht im Falle des Todes des Anspruchsberechtigten 
nur gegenüber den im § 77 angeführten Personen, 
soweit sie eine Geldleistung bezogen haben. 

Vorgeschlagene Fassung: 

Gemeinsame Bestimmungen für das Ruhen von 
Pensionsansprüchen 

§ 62. (1) Bei der Anwendung der §§ 60 und 61a 
sind die Pensionen mit dem Hilflosenzuschuß und 
den Zuschlägen, jedoch ohne die besonderen 
Steigerungs beträge für die Höherversicherung (§ 141) 
und die Kinderzuschüsse heranzuziehen. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für die Anwendung 
mehrerer der in Abs.1 angeführten Ruhensbestim­
mungen vor, so sind diese in der Reihenfolge § 61a 
und § 60 anzuwenden; bei der Anwendung des § 61a 
ist das Krankengeld nur mehr mit dem Betrag 
heranzuziehen, um den es den in der Unfallversiche­
rung gemäß § 90a des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes ruhenden Rentenanspruch übersteigt. 

(3) Auf Höherversicherungspensionen gemäß § 141 
Abs.2 sind die Bestimmungen der §§ 60, 61 und 61a 
nicht anzuwenden. 

Wirksamkeitsbeginn von Änderungen in den 
Pensionsansprüchen 

§ 64. (1) unverändert. 
(2) Die Herabsetzung einer Pension wird, wenn der 

Herabsetzungsgrund in der Wiederherstellung oder 
Besserung des körperlichen oder geistigen Zustandes 
des Pensionisten oder seines Kindes (§ 128 Abs.2 Z.2) 
gelegen ist, mit dem Ablauf des Kalendermonates 
wirksam, der auf die Zustellung des Bescheides folgt, 
sonst mit dem Ende des Kalendermonates, in dem der 
Herabsetzungsgrund eingetreten ist. 

Aufrechnung 

§ 71. (1) und (2) unverändert. 
(3) Ist im Zeitpunkt des Todes des Anspruchsbe­

rechtigten eine fällige Geldleistung aus der Pensions­
versicherung noch nicht ausgezahlt, ist 'die Aufrech­
nung nach Abs.1 Z.1, 2 und 4 ohne Begrenzung bis 
zur vollen Höhe der'noch nicht ausgezahlten 
Geldleistung zulässig. 

(4) Entsteht durch eine rückwirkende Zuerkennung 
oder Erhöhung einer Leistung aus einer Pensionsver­
sicherung ein über bezug an Zuschlägen gemäß § 139 
Abs.5 bzw. § 145 AbsA, so ist dieser überbezug 
gegen die Pensionsnachzahlung aufzurechnen. Dies 
gilt auch dann, wenn Anspruchsberechtigter auf die 
Pensionsnachzahlung der (die) im gemeinsamen 
Haushalt lebende Ehegatte (Ehegattin) ist. 

Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen 

§ 76. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Das Recht auf Rückforderung nach Abs.1 

besteht im Falle des Todes des Anspruchsberechtigten 
gegenüber allen Personen, die zum Bezug der noch 
nicht erbrachten Leistungen berechtigt sind, soweit 
sie eine der im § 77 Abs.l bezeichneten Leistungen 
bezogen haben. 
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Geltende Fassung: 

Anspruchsberechtigung für Angehörige 

§ 83. (1) unverändert. 
(2) Als Angehörige gelten: 

1. bis 4. unverändert. 

5. die Pflegekinder, wenn sie vom Versicherten 
unentgeltlich verpflegt werden. 
Die ständige Hausgemeinschaft im Sinne der Z. 4 
besteht weiter, wenn sich das Kind nur vorüberge­
hend oder wegen schulmäßiger (beruflicher) Ausbil­
dung oder zeitweilig wegen Heilbehandlung außer­
halb der Hausgemeinschaft aufhält; das gleiche gilt, 
wenn sich das Kind auf Veranlassung des Versicher­
ten und überwiegend auf dessen Kosten oder auf 
Anordnung der Jugendfürsorge oder des Vormund­
schafts(Pflegschafts)gerichtes in Pflege eines Dritten 
befindet. 

(3) bis (6) unverändert. 

Reise(Fahrt)- und Transportkosten 

§ 103. (1) bis (6) unverändert. 

(6) Durch die Satzung kann im Zusammenhang mit 
der Unterbringung in Sonderkrankenanstalten (§ 100 
Abs.2 Z.4) die übernahme von Reise(Fahrt)- und 
Transportkosten als freiwillige Leistung vorgesehen 
werden. Durch. die Satzung kann ferner die 
übernahme der im Zusammenhang mit den Gesunden­
untersuchungen entstehenden Fahrtkosten nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Abs. 2 als freiwillige 
Leistung vorgesehen werden. 

Beitragszeiten 

§ 115. (1) und (2) unverändert. 
(3) In Fällen besonderer Härte kann der Bundesmi­

nister für soziale Verwaltung auch Beiträge als 
wirksam entrichtet anerkennen, die für Zeiten gemäß 
Abs. 1 Z. 1 nach Ablauf des dort bezeichneten 
Zeitraumes entrichtet werden. Ein Fall besonderer 
Härte ist insbesondere dann anzunehmen, wenn dem 
Versicherten ansonst ein Nachteil in seinen versichec 

Vorgeschlagene Fassung: 

Anspruchsberechtigung für Angehörige 

§ 83. (1) unverändert. 
(2) Als Angehörige gelten: 

1. bis 4. unverändert. 
5. die Pflegekinder, wenn sie vom Versicherten 

unentgeltlich verpflegt werden oder das Pflegever­
hältnisauf einer behördlichen Bewilligung beruht. 
Die ständige Hausgemeinschaft im Sinne der Z. 4 
besteht weiter, wenn sich das Kind nur vorüberge­
hend oder wegen schulmäßiger (beruflicher) Ausbil­
dung oder zeitweilig wegen Heilbehandlung außer­
halb der Hausgemeinschaft aufhält; das gleiche gilt, 
wenn sich das Kind auf Veranlassung des Versicher­
ten und überwiegend auf dessen Kosten oder auf 
Anordnung der Jugendfürsorge oder des Vormund­
schafts(Pfiegschafts)gerichtes in Pflege eines Dritten 
befindet. 

(3) bis (6) unverändert. 

Sonstige Maßnahmen zur Erhaltung der Volksge­
sundheit 

§ 89a. (1) Der Versicherungsträger hat unbeschadet 
seiner sonstigen gesetzlichen Aufgaben sowie nach 
Maßgabe der in der gesonderten Rücklage gemaß 
§ 216 Abs.3 vorhandenen Mittel sonstige Maßnahmen 
zur Erhaltung der Volks gesundheit durchzuführen. 
§ 132c des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
gilt, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt 
wird, entsprechend. 

(2) Die im Zusammenhang mit den Maßnahmen 
zur Erhaltung der Volksgesundheit entstehenden 
Fahrtkosten sind nach Maßgabe der Bestimmungen 
des § 103 Abs.6 zu ersetzen. 

Reise(Fahrt)- und Transportkosten 

§ 103. (1) bis (5) unverändert. 
(6) Durch die Satzung kann im Zusammenhang mit 

der Unterbringung in Sonderkrankenanstalten (§ 100 
Abs.2 Z.4) die übernahme von Reise(Fahrt)- und 
Transportkosten als freiwillige Leistung vorgesehen 
werden. Durch die Satzung kann ferner die 
übernahme der im Zusammenhang mit den Gesunden­
untersuchungen und den Maßnahmen zur Erhaltung 
der Volksgesundheit entstehenden Fahrtkosten nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Abs. 2 als freiwillige 
Leistung vorgesehen werden. 

Beitragszeiten 

§ 115. (1) und (2) unverändert. 
(3) In Fällen besonderer Härte kann der Bundesmi­

nister für soziale Verwaltung auch Beiträge als 
wirksam entrichtet anerkennen, die für Zeiten gemäß 
Abs. 1 Z. 1 nach Ablauf des dort bezeichneten 
Zeitraumes entrichtet werden. Ein Fall besonderer 
Härte ist insbesondere dann anzunehmen, wenn dem 
Versicherten ans.onst ein Nachteil in seinen versiche-

536 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 21 von 30

www.parlament.gv.at



22 536 der Beilagen 

Geltende Fassung: 

rungsrechtlichen Verhältnissen erwächst, der unter 
Berücksichtigung seiner Familien- und Einkommens­
verhältnisse von wesentlicher Bedeutung ist, und der 
Versicherte seine Anmeldung zur Versicherung nicht 
vorsätzlich unterlassen hat. 

(4) und (5) unverändert. 

Ersatzzeiten 

§ 116. (1) bis (6) unverändert. 
(7) Als Ersatzzeiten gelten ferner die Zeiten, in 

denen nach Vollendung des 15. Lebensjahres eine 
inländische öffentliche oder mit dem öffentlichkeits­
recht ausgestattete mittlere Schule mit mindesten's 
zweijährigem Bildungsgang, eine höhere Schule, 
Akademie oder verwandte Lehranstalt oder eine 
inländische Hochschule bzw. Kunstakademie oder 
Kunsthochschule in dem für die betreffende Schul­
(Stu~ien)art vorgeschriebenen normalen Ausbil­
dungs(Studien)gang besucht wurde oder nach dem 
Hochschulstudium eine vorgeschriebene Ausbildung 
für den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung 
erfordernden Beruf erfolgt ist, sofern nach dem 
Verlassen der Schule bzw. der Beendigung der 
Ausbildung eine sonstige Versicherungs zeit nach 
diesem Bundesgesetz vorliegt; hiebei werden höch­
stens zwei Jahre des Besuches einer mittleren Schule, 
höchstens drei Jahre des Besuches einer höheren 
Schule, Akademie oder verwandten Lehranstalt, 
höchstens zwölf Semester des Besuches einer 
Hochschule, einer Kunstakademie oder Kunsthoch­
schule und höchstens sechs Jahre der vorgeschriebe­
nen Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene 
Hochschulbildung erfordernden Beruf berücksich­
tigt, und zwar jedes volle Schuljahr angefangen von 
demjenigen, das im Kalenderjahr der Vollendung des 
15. Lebensjahres begonnen hat, mit acht Monaten, 
gerechnet ab dem in das betreffende Schuljahr 
fallenden 1. November, jedes Studiensemester mit 
vier Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende 
Semester fallenden 1. Oktober bzw. 1. März, und die 
AusbUdungszeit mit zwei Drittel ihrer Dauer, 
zurückgerechnet vom letzten Ausbildungsmonat. 
Für die Zeit vor dem 16. Oktober 1918 ist dem 
Besuch einer inländischen Schule der Besuch einer 
gleichartigen, im ,Gebiet der ehemaligen öster­
reichisch-ungarischen Monarchie gelegenen Schule 
gleichzuhalten. 

Vorgeschlagene Fassung: 

rungsrechtlichen Verhältnissen erwächst, der unter 
Berücksichtigung seiner Familien- und Einkommens­
verhältnisse von wesentlicher Bedeutung ist, und der 
Versicherte seine Anmeldung zur Versicherung nicht 
vorsätzlich unterlassen hat, oder wenn die rechtzei­
tige Beitragsentrichtung infolge unverschuldet einge­
tretener ungünstiger wirtschaftlicher Verhältnisse des 
Versicherten unterblieben ist. 

(4) und (5) unverändert. 

Ersatzzeiten 

§ 116. (1) bis (6) unverändert. 
(7) Als Ersatzzeiten gelten ferner die Zeiten, in 

denen nach Vollendung des 1,5. Lebensjahres eine 
inländische öffentliche oder mit dem öffentlichkeits­
recht ausgestattete mittlere Schule mit mindestens 
zweijährigem Bildungsgang, eine höhere Schule, 
Akademie oder verwandte Lehranstalt oder eine 
inländische Hochschule bzw. Kunstakademie oder 
Kunsthochschule in dem für die betreffende Schul­
(Studien)art vorgeschriebenen normalen Ausbil­
dungs(Studien)gang besucht wurde, oder eine Ausbil­
dung am Lehrinstitut für Dentisten in Wien oder nach 
dem Hochschulstudium eine vorgeschriebene Ausbil­
dung für den künftigen, abgeschlossene Hochschul­
bildung erfordernden Beruf erfolgt ist, sofern nach 
dem Verlassen der Schule bzw. der Beendigung der 
Ausbildung eine sonstige Versicherungszeit nach 
diesem Bundesgesetz vorliegt; hiebei werden höch­
stens ein Jahr des Besuches des Lehrinstitutes für 
Dentisten in Wien, höchstens zwei Jahre des 
Besuches einer mittleren Schule, höchstens drei Jahre 
des Besuches einer höheren Schule, Akademie oder 
verwandten Lehranstalt, höchstens zwölf Semester 
des Besuches einer Hochschule, einer Kunstakademie 
oder Kunsthochschule und höchstens sechs Jahre der 
vorgeschriebenen Ausbildung für den künftigen, 
abgeschlossene Hochschulbildung erfordernden 
Beruf berücksichtigt, und zwar jedes volle Schuljahr 
angefangen von demjenigen, das im Kalenderjahr der 
Vollendung des 15. Lebensjahres begonnen hat, mit 
acht Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende 
Schuljahr fallenden 1. November, jedes Studienseme­
ster mit vier Monaten, gerechnet ab dem in das 
betreffende Semester fallenden 1. Oktober bzw. 
1. März, und die Ausbildungszeit mit zwei Drittel 
ihrer Dauer, zurückgerechnet vom letzten Ausbil­
dungsmonat. Für die Zeit vor dem 16. Oktober 1918 
ist dem Besuch einer inländischen Schule der Besuch 
einer gleichartigen, im Gebiet der ehemaligen 
österreichisch-ungarischen Monarchie gelegenen 
Schule gleichzuhalten. 

Feststellung von Versicherungszeiten der Pensions­
versicherung 

§ 117a. Der Versicherte ist berechtigt, frühestens 
zwei Jahre vor Vollendung eines für eine Leistung aus 
einem Versicherungsfall des Alters maßgebenden 
Lebensalters beim Versicherungsträger einen Antrag 
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Geltende F as sun g: V orges chlagene F as s un g: 

Bemessungsgrundlage 

§ 122. (1) und (2) unverändert., 
(3) Die Bemessungszeit umfaßt die gemäß Abs. 2 in 

Betracht kommenden Beitragsmonate der Pflichtver­
sicherung, wenn aber solche nicht oder wenn weniger 
als 72 solche Monate vorliegen, außerdem die letzten 
sonstigen Beitragsmonate und Ersatzmonate gemäß 
§ 116 Abs. 1 Z. 1 bis zu einer Bemessungszeit von 
72 Monaten. 

(4) unverändert. 

Bemessungsgrundlage nach Vollendung des 
55. Lebensjahres 

§ 123. (1) Wenn der Versicherungsfall nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres eintritt und es für 

. den Leistungswerber günstiger ist, tritt an Stelle der 
- Bemessungsgrundlage gemäß § 122 nach Maßgabe des 

Abs.3 die Bemessungsgrundlage nach Vollendung 
des 55. Lebensjahres. 

(2) und (3) unverändert. 

Beitragsgrundlagen bei gleichzeitiger Ausübung 
mehrerer versicherungspflichtiger Erwerbstätig­

keiten 

§ 127a. (1) Übt ein nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes in der Pensionsversicherung Pflicht­
versicherter auch eine Erwerbstätigkeit aus, die die 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz begrün­
det, so ist die durchschnittliche monatliche Beitrags­
grundlage im Sinne des § 242 Abs.2 und 4 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes um die 
Beitragsgrundlage nach diesem Bundesgesetz zu 
erhöhen. 

auf Feststellung der Versicherungszeiten zu stellen. 
Für die Antragstellung ist § 113 Abs.2 entsprechend 
anzuwenden. 

Rückwirkende Herstellung des gesetzlichen 
Zustandes bei ,der Feststellung von Versiche­

. rungszeiten der Pensionsversicherung 

§ 117b. Ergibt sich nachträglich, daß die Feststel­
lung von Versicherungszeiten gemäß § 117a bescheid­
mäßig infolge eines wesentlichen Irrtums über den 
Sachverhalt oder eines offenkundigen Versehens zum 
Nachteil des Versicherten unrichtig war, so ist mit 
Wirkung vom Tage der Auswirkung des Irrtums oder 
Versehens der gesetzliche Zustand herzustellen. 

Bemessungsgrundlage 

§ 122. (1) und (2) unverä~dert. 
(3) Die Bemessungszeit umfaßt die nach Abs. 2 in 

Betracht kommenden Beitragsmonate und Ersatzmo­
nate nach § 116 Abs. 1 Z. 1. 

(4) unverändert. 

Bemessungsgrundlage nach Vollendung des 
55. Lebensjahres 

§ 123. (1) Wenn der Versicherungsfall nach 
Vollendung des 55. Lebensjahres eintritt und es für 
den Leistungswerber günstiger ist, tritt anstelle der 
Bemessungsgrundlage gemäß § 122 nach Maßgabe des 
Abs.3 die Bemessungsgrundlage nach Vollendung des 
55.Lebensjahres, sofern der Stichtag gemäß § 113 
Abs.2 nach dem Bemessungszeitpunkt gemäß Abs.2 
Z.l liegt. 

(2) und (3) unverändert. 

BeitragsgrumlJagen bei gleichzeitiger Ausübung 
mehrerer versicherungspflichtiger Erwerbstätig­

keiten 

§ 127a. (1) übt ein nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes in der Pensionsversicherung Pflicht­
versicherter auch eine Erwerbstätigkeit aus, die die 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz begrün­
det, so ~ind 

1. die durchschnittliche monatliche Beitragsgrund­
lage im Sinne des § 242 Abs.2 des Allgemeinen 
Sozialversicheruilgsgesetzes um sechs Siebentel der 
Beitragsgrundlage nach diesem Bundesgesetz und 

2. die gemäß § 242 AbsA des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes zu berücksichtigenden 
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Geltende Fassung: 

(2) Die nach Abs.1 ermittelte Beitragsgrundlage 
darf den 35fachen Betrag der Höchstbeitragsgrund­
lage in der Pensionsversicherung nach dem Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz nicht übersteigen. 

(3) unverändert. 

Erstattung von Beiträgen bei gleichzeitiger Aus­
'übung mehrerer versicherungspflichtiger Erwerb­

stätigkeiten 

§ 127b. (1) überschreitet in einem Beitragsmonat 
die nach § 127a Abs.1 ermittelte Beitragsgrundlage 
den 35fachen Betrag der Höchstbeitragsgrundlage in 
der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz, so sind dem Versicherten 
Beiträge nach Maßgabe des Abs.2 ~u erstatten. 

(2) unverändert. 

Wanderversicherung 

§ 129. (1) bis (5) unverändert. 
(6) Für Maßnahmen der Rehabilitation und der 

Gesundheitsvorsorge (Abschnitt IV) sind Versicherte 
jener Pensionsversicherung, in der sie zuletzt 
versichert waren, Pensionisten jener Pensionsversi­
cherung zugehörig, aus der ihnen der Pensionsan~ 
spruch zusteht. Ist ein Pensionist gleichzeitig 
Versicherter, so gilt er für die Feststellung der 
Zugehörigkeit in der Rehabilitation und der Gesund­
heitsvorsorge als Versicherter. 

(7) unverändert. 

Richtsätze 

§ 150. (1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der 
Bestimmungen des Abs.2 

Vorgeschlagene Fassung: 

Sonderzahlungen um ein Siebentel der Beitragsgrund­
lage nach diesem Bundesgesetz zu erhöhen. 

(2) Die nach Abs.l Z.l ermittelte Beitragsgrundlage 
darf den 30fachen Betrag der Höchstbeitragsgrund­
lage in der Pensionsversicherung nach dem Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz, der nach Abs.l Z.2 
ermittelte Betrag darf den Betrag nach § 54 Abs.l des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes nicht über­
steigen. 

(3) unverändert. 

Erstattung von Beiträgen bei gleichzeitiger Aus­
übung mehrerer versicherungspflichtiger Erwerb­

stätigkeiten 

§ 127b. (1) überschreitet in einem Beitragsmonat 
die nach § 127a Abs.l Z.l ermittelte Beitragsgrund­
lage den 30fachen Betrag der Höchstbeitragsgrund­
lage in der Pensionsversicherung nach dem Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetz bzw. in einem Kalen­
derjahr der nach § 127a Abs.1 Z.2 ermittelte Betrag 
den Betrag nach § 54 Abs.1 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, so sind dem Versicher­
ten die Beiträge nach Maßgabe des Abs.2 zu erstatten. 

(2) unverändert. 

Wanderversicherung 

§ 129. (1) bis (5) unverändert. 
(6) Für Maßnahmen der Rehabilitation und der 

Gesundheitsvorsorge (Abschnitt IV) sind 

a) Versicherte jener Pensionsversicherung zugehö­
rig, in der sie zuletzt versichert waren; war ein 
Versicherter zuletzt in mehreren Pensionsversi­
cherungen versichert, dann gilt für die Feststel­
lung der Zugehörigkeit die Reihenfolge des 
AbsA lit.b; 

b) Pensionisten jener Pensionsversicherung zuge­
hörig, aus der ihnen der Pensionsanspruch 
zusteht. 

Ist ein Pensionist gleichzeitig Versicherter, so gilt er 
für die Feststellung der Zugehörigkeit in der 
Rehabilitation und der Gesundheitsvorsorge als 
Versicherter. 

(7) unverändert. 

Richtsätze. 

§150. (1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der 
Bestimmungen des Abs. 2 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

a) Für Pensionsberechtigte aus eigener 
Pensionsversicherung, 
aa) wenn sie mit dem Ehegatten (der 

Ehegattin) im gemeinsamen Haus-
halt lehen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 731 S, 

bb) wenn die Voraussetzungen nach 
aa) nicht zutreffen ............ 3 308 S, 

b) für Pensionsberechtigte auf Witwen-
(Witwer)pension ................. 3 308 S, 

c) für Pensions berechtigte auf Waisen­
pension: 
aa) bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres ............. 1 2~6 S, 
falls beide Elternteile verstorben 
sind . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . .. 1 856 S, 

bb) nach Vollendung des 24. Lebens-
jahres ...................... 2 194 S, 
falls beide Elternteile verstorben 
sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 308 S. 

Per Richtsatz gemäß lit. a erhöht sich um 355 S für 
jedes Kind (§ 128), dessen Nettoeinkommen den 
Richtsatz für einfach verwaiste Kinder bis zur 
Vollendung des 24. Lebensjahres nicht erreicht. 

(2) An die Stelle der Richtsätze und der 
Richtsatzerhöhung gemäß Abs. 1 treten ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres, erstmals ab l.Jänner 1980, die 
unter Bedachtnahme auf § 51 mit dem Anpassungs­
faktor (§ 47) vervielfachten Beträge. 

Unterhaltsansprüche und Nettoeinkommen 

§ 151. (1) Bei Anwendung des § 149 sind 
Unterhaltsansprüche des Pensionsberechtigten gegen 

a) den Ehegatten, sofern er mit dem Pensionsbe­
rechtigten nicht im gemeinsamen Haushalt lebt, 

b) den geschiedenen Ehegatten, 
c) die Eltern, sofern sie mit dem Pensionsberech-

tigten im gemeinsamen Haushalt leben, 
gleichviel ob und in welcher Höhe die Unterhaltslei­
stung tatsächlich erbracht wird, dadurch zu berück­
sichtigen, daß dem Nettoeinkommen des Pensions be­
rechtigten in den Fällen der lit. a 30 v. H. und in den 
Fällen der lit. bund c 15 v. H. des monatlichen 
Nettoeinkommens der dort genannten Personen 
zuzurechnen sind. 

(2) bis (4) unverändert. 

Pension und Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge 

§ 171. Der Anspruch auf Pension wird unbeschadet 
eines allfälligen Ruhens gemäß den §§ 60 oder 61 
durch die Unterbringung des Erkrankten in einer der 
im § 169 Abs. 2 genannten Einrichtungen nicht 

a) Für Pensionsberechtigte aus eigener 
Pensionsversicherung, 
aa) wenn sie mit dem Ehegatten (der 

Ehegattin) im gemeinsamen Haus-
haltleben ................... 5.316 S, 

bb) wenn die Voraussetzungen nach 
aa) nicht zutreffen ............ 3 703 S, 

b) für Pensionsberechtigte auf Witwen-
(Witwer)pension ................. 3 703 S, 

c) für ~ensionsberechtigte a~f Waisen­
penSiOn: 
aa) bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres ............. 1 383 S, 
falls beide Elternteile verstorben 
sind ................ : ...... 2078 S, 

bb) nach Vollendung des 24. Lebens-
jahres ...................... 2 456 S, 
falls beide Elternteile verstorben 
sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 703 S. 

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich um 398 S für 
jedes Kind (§ 128), dessen Nettoeinkommen den 
Richtsatz für einfach verwaiste Kinder bis zur 
Vollendung des 24. Lebensjahres nicht erreicht. 

(2) An die Stelle der Richtsätze und der 
Richtsatzerhöhung gemäß Abs. 1 treten ab 1. Jänner 
eines jeden Jahres, erstmals ab 1.Jänner 1982, die 
unter Bedachtnahme auf § 51 mit dem Anpassungs­
faktor (§ 47) vervielfachten Beträge. 

Unterhaltsansprüche und Nettoeinkommen 

§ 151. (1) Bei Anwendung des § 149 sind 
Unterhaltsansprüche des Pensionsberechtigten gegen 

a) den Ehegatten, sofern er mit dem Pensionsbe­
rechtigten nicht im gemeinsamen Haushalt lebt, 

b) den geschiedenen Ehegatten, 
c) die Eltern, sofern sie mit dem Pensionsberech-

tigten im gemeinsamen Haushalt leben, 
gleichviel ob und in welcher Höhe die Unterhaltslei­
stung tatsächlich erbracht wird, dadurch zu berück­
sichtigen, daß dem Nettoeinkommen des Pensionsbe­
rechtigten in den Fällen der lit. a 30 v. H. und in den 
Fällen der lit. bund c 15 v. H. des monatlichen 
Nettoeinkommens der dort genannten Personen 
zuzurechnen sind. Der so festgestellte Betrag 
vermindert sich jedoch in dem Ausmaß, in dem das 
dem Verpflichteten verbleibende Nettoeinkommen 
den Richtsatz gemäß § 150 Abs.1Iit.b unterschreitet. 

(2) bis (4) unverändert. 

Pension und Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge 

§ 171. Der Anspruch auf Pension wird unbeschadet 
eines allfälligen Ruhens nach den §§ 60, 61 oder 61a 
durch die Unterbringung des Erkrankten in einer der 
im § 169 Abs. 2 genannten Einrichtungen nicht 
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Geltende Fassung: 

berührt. Familien- und Taggeld gemäß § 170 werden 
Pensionisten aus eigener Versicherung (ausgenommen 
Pensionsberechtigte, die in der Pensionsversicherung 
pflichtversichert sind) nicht gewährt. 

Verwaltungshilfe 

§ 183. (1) Der Versicherungsträger nach diesem 
Bund(!sgesetz und die übrigen Träger der Sozialversi­
cherung (der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger) sind verpflichtet, bei 
Erfüllung ihrer (seiner) Aufgaben einander zu 
unterstützen; sie haben insbesondere Ersuchen, die 

, zu diesem Zweckan sie ergehen, im Rahmen ihrer 
sachlichen und örtlichen Zuständigkeit zu entspre­
chen und auch unaufgefordert anderen Versiche­
rungsträgern alle Mitteilungen zukommen zu lassen, 
die für deren Geschäftsbetrieb von Wichtigkeit sind. 

(2) unverändert. 

Ersatzanspruch des Trägers der Sozialhilfe 

§ 185. (1) und (2) unverändert. 
(3) Wird ein Pensionsberechtigter auf Kosten eines 

Trägers der Sozialhilfe in einem Alters(Siechen)heim 
oder Fürsorgeerziehungsheim, einer Heil- und 
Pflegeanstalt für Nerven- und Geisteskranke, einer 
Trinkerheilstätte oder einer ähnlichen Einrichtung 
verpfIt;gt, so geht für die Zeit dieser Anstaltspflege der 
Anspruch auf Pension (einschließlich allfälliger 
Zulagen und Zuschläge) bis zur Höhe der Pflegege­
bühren, höchstens jedoch bis zu 80 v. H., wenn der 
Pensionsberechtigte auf Grund einer gesetzlichen 
Verpflichtung für den Unterhalt eines Angehörigen 
zu sorgen hat, bis zu 50 v. H. dieses Anspruches auf 
den Träger der Sozialhilfe über. Der vom Anspruchs­
übergarg erfaßte Betrag vermindert sich für jeden 
weiter~n unterhaltsberechtigten Angehörigen um je 
10 v. H. dieses Anspruches. Wenn und soweit die 
Pflegegebühren durch den vom Anspruchsübergang 
erfaßteh Betrag noch nicht gedeckt sind, geht-auch ein 
allfälliger Anspruch auf Hilflosenzuschuß höchstens 
bis zu 80 v. H. auf den Träger der Sozialhilfe über. 
Die dem Pensionsberechtigten für seine Angehörigen 
zu belassenden Beträge können vom Versicherungs­
träger unmittelbar an die Angehörigen ausgezahlt 
werden-. 

(4) unverändert. 

Vorgeschlagene Fassung: 

berührt. Familien- und Taggeld nach § 170 werden 
Pensionisten aus eigener Versicherung (ausgenommen 
Pensionsberechtigte, die in der Pensionsversicherung 
pflichtversichert sind oder deren Pension gemäß § 60 
Abs.4 oder § 61a ruht) nicht gewährt. 

Verwaltungshilfe 

§ 183. (1) Der Versicherungsträger nach diesem 
Bundesgesetz und die übrigen Träger der Sozialversi­
cherung (der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger) sind verpflichtet, bei 
Erfüllung ihrer (seiner) Aufgaben einander zu 
unterstützen; sie haben insbesondere Ersuchen, die 
zu diesem Zweck an sie ergehen, im Rahmen ihrer 
sachlichen und örtlichen Zuständigkeit zu entspre­
chen und auch unaufgefordert anderen Versiche­
rungsträgern alle Mitteilungen zukommen zu lassen, 
die für deren Geschäftsbetrieb von Wichtigkeit sind. 
Die Verpflichtung zur gegenseitigen Hilfe bezieht 
sich auch auf die übermittlung von Daten im Sinne 
des § 3 des Datenschutzgesetzes im automationsun­
terstützten Datenverkehr zwischen den Versiche­
rungsträgern, die zur Durchführung des Melde- und 
Beitragsverfahrens, zur Erbringung von Leistungen 
sowie zur Durchsetzung von Ersatzansprüchen 
notwendig sind. 

(2) unverändert. 

Ersatzanspruch des Trägers der Sozialhilfe 

§ 185. (1) und (2) unverändert. 
(3) Wird ein Pensionsberechtigter auf Kosten eines 

Trägers der Sozialhilfe in einem Alters(Siechen)heim 
oder Fürsorgeerziehungsheim, einer Heil- und 
Pflegeanstalt für Nerven- und Geisteskranke, einer 
Trinkerheilstätte oder einer ähnlichen Einrichtung 
verpflegt, so geht für die Zeit dieser Anstaltspflege der 
Anspruch auf Pension (einschließlich allfälliger 
Zulagen und Zuschläge, ausgenommen jedoch die 
Zuschläge gemäß § 139 Abs.5 und § 145 AbsA) bis 
zur Höhe der Pflegegebühren, höchstens jedoch bis 
zu 80 v. H., wenn der Pensionsberechtigte auf Grund 
einer gesetzlichen Verpflichtung für den Unterhalt 
eines Angehörigen zu sorgen hat, bis zu 50 v. H. 
dieses Anspruches auf den Träger der Sozialhilfe 
über. Der vom Anspruchsübergang erfaßte Betrag 
vermindert sich für jeden weiteren unterhaltsberech­
tigten Angehörigen um je 10 v. H. dieses Anspruches. 
Wenn und soweit die Pflegegebühren durch den vom 
Anspruchsübergang erfaßten Beirag noch nicht 
gedeckt sind, geht auch ein allfälliger Anspruch auf 
Hilflosenzuschußhöchstens bis zu 80 v. H. auf den 
Träger der Sozialhilfe über. Die dem Pensionsberech­
tigten für seine Angehörigen zu belassenden Beträge 
können vom Versicherungsträger unmittelbar an die 
Angehörigen ausgezahlt werden. 

(4) unverändert. 
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536 der Beilagen 27 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Beziehungen zu den Vertragspartnern 

§ 193. Hinsichtlich der Beziehungen des Versiche­
rungsträgers zu den Ärzten, Dentisten, Hebammen, 
Apothekern, Krankenanstalten und anderen Vertrag­
spartnern gelten die Bestimmungen des Sechsten 
Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
mit der Maßgabe, daß . 

1. bis 3. unverändert. 
4. die Bestimmungen des § 343 a des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes entsprechend auch auf 
die Durchführung der Untersuchungen gemäß den 
§§ 88 und 89 anzuwenden sind; 

5. und 6. unverändert. 

Versicherungsvertreter 

§ 197. (1) bis (5)) unverändert. 

(6) Personen, über deren Vermögen der Konkurs 
oder das Ausgleichsverfahren eröffnet ist, sind vom 
Amt eines Versicherungsvertreters auszuschließen. 

(7) Bedienstete von Sozialversicherungsträgern und 
des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversi­
cherungsträger sowie Personen, die mit diesen Stellen 
in regelmäßigen geschäftlichen Beziehungen stehen, 
können nicht Versicherungsvertreter sein. 

Bestellung der Versicherungsvertreter 

§ 198. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Für jedes Mitglied eines Verwaltungskörpers ist 
gleichzeitig mit dessen Bestellung und auf dieselbe. 
Art ein Stellvertreter zu bestellen. Dieser hat das 
Mitglied zu vertreten, wenn es zeitweilig an der 
Ausübung seiner Funktion verhindert ist. Für die 
Mitglieder des Pensionsausschusses (der Pensionsaus­
schüsse) können nach Bedarf auch mehrere Stellver­
treter bestellt werden:. 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter 
dauernd aus, so hat die Stelle, die den Ausgeschiede­
nen bestellt hat, für den Rest der Amtsdauer ein neues 
Mitglied (einen neuen Stellvertreter) zu bestellen. 

Enthebung von Versicherungsvertretern 

§ 200. (1) Ein Versicherungsvertreter ist seines 
Amtes zu entheben: 

1. unverändert. 
2. wenn sich der Versicherungsvertreter semen 

Pflichten entzieht; 

Beziehungen zu den Vertragspartnern 

§ 193. Hinsichtlich der Beziehungen des Versiche­
rungsträgers zu den Ärzten, Dentisten, Hebammen, 
Apothekern, Krankenanstalten und anderen Vertrag­
spartnern gelten die Bestimmungen des Sechsten 
Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
mit der Maßgabe, daß 

1. bis 3. unverändert. 

4. die Bestimmungen des § 343 ades Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes entsprechend auch auf 
die Durchführung der Untersuchungen bzw. Maß­
·nahmen gemäß den §§ 88, 89 und 89a anzuwenden 
sind; 

5. und 6. unverändert. 

Versicherungsvertreter 

§ 197.(1) bis (5» unverändert. 
(6) Bedienstete eines Versicherungsträgers und des 

Hauptverbandes der österreichischen Sozialversiche­
rungsträger sowie Personen, die aufgrund einer von 
ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit mit diesen Stellen 
in regelmäßigen geschäftlichen Beziehungen stehen, 
ferner Personen, über deren Vermögen der Konkurs 
oder das Ausgleichsverfahren eröffnet ist, sind von 
der Entsendung in das Amt eines Versicherungsver­
treters ausgeschlossen. 

(7) entfällt. 

Bestellung der Versicherungsvertreter 

§ 198. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Für jedes Mitglied eines Verwaltungskörpers ist 

gleichzeitig mit dessen Bestellung und auf dieselbe 
Art ein Stellvertreter zu bestellen. Dieser hat das 
Mitglied zu. vertreten, wenn es an der Ausübung. 
seiner Funktion verhindert ist. Für die Mitglieder des 
Pensionsausschusses (der Pensionsausschüsse) ·kön­
nen nach Bedarf auch mehrere Stellvertreter bestellt 
werden. 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter 
dauernd aus, so hat die Stelle, die den Ausgeschiede­
nen bestellt hat, für den Rest der Amtsdauer ein neues 
Mitglied (einen neuen Stellvertreter) zu bestellen. Bis 
zur Bestellung des neuen Mitgliedes gilt Abs.5 
zweiter Satz entsprechend. 

Enthebung von Versicherungsvertretern (Stellver­
tretern) 

. . 
. § 200. (1) Ein Versicherungsvertreter (Stellvertre­

ter) ist seines Amtes zu entheben: 

1. unverändert. 

2. wenn sich der Versicherungsvertreter (Stellver­
treter) seinen Pflichten entzieht; 

536 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 27 von 30

www.parlament.gv.at



28 536 der Beilagen 

Geltende Fassung: 

3. unbeschadet der Bestimmung des § 197 Abs. 2 
zweiter Satz, wenn ein Versicherungsvertreter seit 
mehr als drei Monaten aufgehört hat, der Gruppe der 
Versicherten anzugehören, für die er bestellt wurde; 

4. wenn ein wichtiger Grund zur Enthebung 
vorliegt und der Versicherungsvertreter seine Enthe­
bung unter Berufung darauf beantragt. 
Vor der Enthebung des Versicherungsvertreters 
gemäß Z. 4 ist die zur Entsendung berufene Stelle 
anzuhören. 

(2) Die Enthebung des Obmannes und der 
Vorsitzenden des überwachungsausschusses und der 
Landesstellenausschüsse sowie deren Stellvertreter 
steht dem Bundesminister für soziale Verwaltung als 
Aufsichtsbehörde, die der sonstigen Mitglieder des 
überwachungsausschusses dem Vorsitzenden dieses 
Ausschusses, die der sonstigen Versicherungsvertreter 
dem Obmann zu. 

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung als 
Aufsichtsbehörde kann Versicherungsvertreter auf 
begründeten Antrag der zur Entsendung berufenen 
Stelle ihres Amtes entheben. 

(4) Vor der Enthebung eines Versicherungsvertre­
ters gemäß Abs. 1 Z. 1 bis 3, Abs. 2 und 3 ist diesem 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben und gleichzeitig 
die zur Entsendung berufene Stelle zu verständigen. 
Dem vom Obmann oder vom Vorsitzenden des 
überwachungsausschusses Enthobenen steht das 
Recht der Beschwe~de zu. Sie ist binnen zwei Wochen 
nach Zustellung des Beschlusses über die Enthebung 
.beimBundesminister für soziale Verwaltung als 
Aufsichtsbehörde einzubringen. Dieser entscheidet 
endgültig. 

(5) Der Bundesminister für soziale Verwaltung als 
Aufsichtsbehörde hat dem Antrag einer zur Entsen­
dung berufenen gesetzlichen beruflichen Vertretung 
auf Enthebung der von dieser entsendeten Versiche­
rungsvertreter zu entsprechen, wenn der Antrag aus 
dem Grunde der Neuwahl in die betreffende 
gesetzliche berufliche Vertretung innerhalb von sechs 
Monaten nach der Neuwahl gestellt wird. In diesem 
Fall entfällt die Anhörung der zu enthebenden 
Versicherungsvertreter. 

(6) unverändert. 

Vorgeschlagene Fassung: 

3. unbeschadet der Bestimmung des § 197 Abs. 2 
zweiter Satz, wenn ein Versicherungsvertreter (Stell­
vertreter) seit mehr als drei Monaten aufgehört hat, 
der Gruppe der Versicherten anzugehören, für die er 
bestellt wurde; 

4. wenn ein wichtiger persönlicher Grund zur 
Enthebung vorliegt und der Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter)seine Enthebung unter Berufung dar­
auf beantragt; 

5. wenn einer der im § 197 Abs.6 genannten 
Ausschließungsgründe eingetreten ist. 
Vor der Enthebung des Versicherungsvertreters 
(Stellvertreters) gemäß Z. 4 oder 5 ist die zur 
Entsendung berufene Stelle anzuhören. 

(2) Die Enthebung des Obmannes und der 
Vorsitzenden des überwachungsausschusses und der 
Landesstellenausschüsse sowie deren Stellvertreter 
steht dem Bundesminister für soziale Verwaltung als 
Aufsichtsbehörde, die der sonstigen Mitglieder des 
überwachungsausschusses dem Vorsitzenden dieses 
Ausschusses, die der sonstigen Versicherungsvertreter 
(Stellvertreter) dem Obmann zu. 

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung als 
Aufsichtsbehörde kann Versicherungsvertreter (Stell­
vertreter) auf begründeten Antrag der zur Entsen­
dung berufenen Stelle ihres Amtes entheben. 

(4) Vor der Enthebung eines Versicherungsvertre­
ters (Stellvertreters) gemäß Abs. 1 Z. 1 bis 3, Abs. 2 
und 3 ist diesem Gelegenheit zur Äußerung zu geben 
und gleichzeitig die zur Entsendung berufene Stelle 
zu verständigen. Dem. vom Obmann oder vom 
Vorsitzenden des überwachungsausschusses Entho­
benen steht das Recht der Beschwerde zu. Sie ist 
binnen zwei Wochen nach Zustellung des Beschlusses 
über die Enthebung beim Bundesminister für soziale 
Verwaltung als Aufsichtsbehörde einzubringen. Die­
ser entscheidet endgültig. 

(5) Der Bundesminister für soziale Verwaltung al~ 
Aufsichtsbehörde hat dem Antrag einer zur EntseIi­
dung berufenen gesetzlichen beruflichen Vertretung 
auf Enthebung der von dieser entsendeten Versiche­
rungsvertreter (Stellvertreter) zu entsprechen, wenn 
der Antrag aus dem Grunde der Neuwahl in die 
betreffende gesetzliche berufliche Vertretung inner­
halb von sechs Monaten nach der Neuwahl gestellt 
wird. In diesem Fall entfällt die Anhörung der zu 
enthebenden Versicherungsvertreter (Stellvertreter). 

(6) unverändert. 

(7) Von einer Enthebung (Ab:s.1 bis 3) ist die 
Aufsichtsbehörde in Kenntnis zu setzen, die die 
entsendeberechtigte Stelle zur Entsendung eines 
neuen Versicherungsvertreters (Stellvertreters) aufzu­
fordern hat. 

536 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)28 von 30

www.parlament.gv.at



--------------- --

536 ,der Beilagen 29 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Aufgaben des Vorstandes und seiner Ausschüsse 

§ 207. (1) Dem Vorstand obliegt die Geschäftsfüh­
rung, soweit diese nicht durch Gesetz oder Satzung 
anderen Verwaltungskörpern oder Einrichtungen 
zugewiesen ist. Er kann unbeschadet seiner eigenen 
Verantwortlichkeit und der Bestimmung des Abs.2 
einzelne seiner Obliegenheiten engeren Ausschüssen 
oder dem Obmann (Obmannstellvertreter), ebenso 
die Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten 
dem Büro des Versicherungsträgers übertragen. 

(2) unverändert. 

(3) Die Satzung hat zu bestimmen, inwieweit die 
Vorsitzenden und andere Mitglieder der geschäftsfüh­
renden Verwaltungskörper den Versicherungsträger 
vertreten können. 

(4) unverändert. 

Vermögensanlage 

§ 218. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des 
Versicherungsträgers sind zinsbringend anzulegen. 
Sie dürfen unbeschadet der Bestimmungen des § 219 
nur angelegt werden: 

1. bis 3. unverändert. 

4. in Einlagen bei Kreditunternehmen, die nach Art 
und Umfang ihres Geschäftsbetriebes, dem Verhältnis 
ihrer Eigenmittel zu den Gesamtverbindlichkeiten 
oder zufolge einer bestehenden besonderen Haftung 
ausreichende Sicherheit bieten. 

(2) und (3) unverändert. 

Bundesbeitrag 

§ 237. Abweichend von den Bestimmungen des 
§ 34 Abs. 2 leistet der Bund für die Geschäfts­
jahre 1979 und 1980 einen Beitrag in der Höhe des 
Betrages, um den 100,5 v. H. der Aufwendungen die 
Erträge übersteigen. 

Gesonderte Rücklage 

§ 245. Der Versicherungsträger hat abweichend 
von den Bestimmungen des § 216 Abs.3 in den 
Geschäftsjahren 1979 und 1980 

a) 2 v.H. der Erträge an Versicherungsbeiträgen in 
der Krankenversicherung, ausgenommen die 
Beiträge zur Zusatzversicherung (§ 31), an die 
Pensionsversicherung zu überweisen und 

b) die Aufwendungen der Jugendlichen- und 
Gesundenuntersuchungen einschließlich der 
Kosten für die Errichtung und den Betrieb der 
hiezu erforderlichen eigenen Einrichtungen 
bzw. der Bereitstellung entsprechender Ver­
tragseinrichtungen aus der gesonderten Rück­
lage zu bestreiten. 

Aufgaben des Vorstandes und seiner Ausschüsse 

§ 207. (1) Dem Vorstand obliegt die Geschäftsfüh­
rung, soweit diese nicht durch Gesetz oder Satzung 
anderen Verwaltungskörpern (ständigen Ausschüs­
sen) zugewiesen ist. Er kann unbeschadet seiner 
eigenen Verantwortlichkeit und der Bestimmung des 
Abs.2 einzelne seiner Obliegenheiten engeren Aus­
schüssen oder dem Obmann (Obinannstellvertreter), 
ebenso die Besorgung bestimmter laufender Angele­
ge"nheiten dem Büro des Versicherungsträgers über­
tragen. 

(2) unverändert. 
(3) Die Satzung hat zu bestimmen, inwieweit die 

Vorsitzenden und andere Versicherungsvertreter in 
den geschäftsführenden" Verwaltungskörpern den 
Versicherungsträger vertreten können. 

(4) unverändert. 

Vermögensanlage 

§ 218. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des 
Versicherungsträgers sind zinsbringend anzulegen. 
Sie dürfen unbeschadet der Bestimmungen des § 219 
nur angelegt werden: 

1. bis 3. unverändert. 
4. iri Spareinlagen, die nach den Bestimmungen des 

§ 230a ABGB zur Anlegung von Mündelgeld geeig­
net sind. 

(2) und (3) unverändert. 

Bundesbeitrag 

§ 237. Abweichend von den Bestimmungen des 
§ 34 Abs. 2 leistet der Bund für das Geschäfts­
jahr 1981 einen Beitrag in der Höhe des Betrages, um 
den 100,5 v. H. der Aufwendungen die Erträge 
übersteigen. Zuführungen an die Liquiditätsreserve 
sind für das GescNiftsjahr 1981 nicht vorzunehmen. 

Gesonderte Rücklage 

§ 245. Der Versicherungsträger hat abweichend 
von den Bestimmungen des § 216 Abs.3 im 
Geschäftsjahr 1981 

a) 1 v.H. der Erträge an Versicherungsbeiträgen in 
der Krankenversicherung, ausgenommen die 
Beiträge zur Zusatzversicherung (§ 31), an die 
Pensionsversicherung zu überweisen und 

b) die Aufwendungen der Jugendlichen- und 
Gesundenuntersuchungen einschließlich der 
Kosten für die Errichtung und den Betrieb der 
hiezu eiforderIichen eigenen Einrichtungen 
bzw. der Bereitstellung entsprechender Ver­
tragseinrichtungen aus der gesonderten Rück­
lage zu bestreiten, soweit sie 1 v.H. der Erträge 
an Versicherungsbeiträgen im Sinne der lit.a 
übersteigen. Erreichen diese Aufwendungen 
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30 536 der Beilagen 

Geltende Fassung: 

Die überweisungen nach lit. a sind monatlich in der 
Höhe eines Zwölftels des voraussichtlichen Gesamt­
betrages zu bevorschussen. Der Ausgleich. ist 
innerhalb der ersten fünf Monate des folgenden 
Kalenderjahres vorzunehmen. 

Vor ges chi age n e F as su ng: 

nicht 1 v.H. an Versicherungsbeiträgen, ist der 
Unterschiedsbeitrag der gesonderten Rücklage 
zuzuführen; hiebei sind die Erträge anVersi­
cherungsbeiträgen um die gemäß § 447f Abs.5 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zu 
leistenden überweisungen zu vermindern. 

Die überweisungen nach lit.a sind monatlich in der 
Höhe eines Zwölftels des voraussichtlichen Gesamt­
betrages zu bevorschussen. Der Ausgleich ist 
innerhalb der ersten fünf. Monate des folgenden 
Kalenderjahres vorzunehmen. 
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